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Bundeswehr in den Balkan-Krieg?
Bundeskabinett will 2 OOO Mann schicken. Widerstand auf den Ostermärschen ?

Voraussichtlich noch in diesem Mo­
nat wird der Bundestag über den 
ersten Out-of-Area-Einsatz der 
Bundeswehr zu entscheiden haben. Der 

Einsatz wird auf dem Balkan stattfin­
den.

Er ist gut vorbereitet. Resümiert man 
die Militärpolitik der Bundesregierung 
über die Jahre zurück, so kann man von 
einem lang und gut vorbereiteten Coup 
sprechen. Rund 2000 Soldaten hat das 
deutsche Verteidigungsministerium 
schon beim NATO-Hauptquartier in 
Brüssel angemeldet. Schon seit Mona­
ten bereiten sich konkrete Truppenteile 
auf ihren Einsatz auf dem Balkan vor.

Bei der außen- und militärpolitischen 
Linie der Kohl-Regierung ist die jetzt 
vorgesehene Kriegsaktion nicht ver­
wunderlich. Ärgerlich ist aber, daß ijn 
Bundestag der Widerstand gegen den 
Kriegskurs schwach entwickelt ist.

Die SPD ist in den letzten Wochen zu­
nehmend auf Regierungskurs umge­
schwenkt. Erwähnt sei hier nur die Aus­
sage des außenpolitischen Sprechers 
der SPD-Fraktion Voigt, der von einer 
Zustimmung der SPD für einen Einsatz 
deutscher Kampfflugzeuge über Bos­
nien sprach. Noch weiter geht jetzt der 
SPD-Bundesgeschäftsführer Verheu­
gen. Er sehe keinen Grund, die Bundes­
wehr nicht auch in jene Gebiete einzie­
hen zu lassen, die im Zweiten Weltkrieg 
von der deutschen Wehrmacht überfal­
len wurden. Konkret sprach er von der 
Balkanregion. Hier zieht er geschwind 
an der Propagandalinie der Bundesre­
gierung vorbei, die bisher noch von „hi­
storischen Belastungen“ spricht, die 
den Einsatz deutscher. Soldaten dort 
verbieten. Verheugen wendet sich da-
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her auch konkret gegen die Bundesre­
gierung, wenn er ihr vorwirft, mit ihrer 
Politik „einen gefährlichen deutschen 
Sonderweg zu beschreiten“.

Die Polemik des Sozialdemokraten 
ist außerordentlich fadenscheinig. Was 
sich hier tatsächlich abspielt, ist ein ab­
gestimmtes Spiel zwischen Bundesre­
gierung und SPD. Die Regierung hält 
sich vornehm zurück, während die soge­
nannte Opposition drückt. Tatsächlich 
nimmt die Kohlregierung die gebotenen 
Argumente auf, und beide ziehen an 
einem Strang. Die große Kriegs-Koali­

tion ist schon Realität geworden. Von 
den Grünen ist ebenfalls nicht viel zu 
erwarten. Wie das Bundestagsprotokoll 
vermerkt, gab es bei der Rede des Abge­
ordneten Voigt auch viel Beifall aus den 
Reihen der Grünen. Lediglich die si- 
cherheitsRplitische Sprecherin der 
Bündnisgrünen, Angelika Beer, unter­
stützte in der Debatte den Antrag der 
PDS, alle Vorbereitungen für den 
Kriegseinsatz der Bundeswehr auf dem 
Balkan zu stoppen. ' ,

Damit sind also die Mehrheiten im 
Bundestag gesichert. Für die SPD ist 

dabei schon jetzt klar, daß es nicht bei 
dem geplanten Einsatz von 2000 Solda­
ten bleiben wird. Denn, so Verheugen: 
„Eine prinzipielle Begrenzung der deut­
schen Hilfe auf eine bestimmte Mann­
schaftsstärke halte ich für unsinnig.“

Widerstand gegen den Kriegseinsatz 
ist jetzt nicht mehr nur eine Frage der 
richtigen Parole. Die PDS hat ankün­
digt, die Bevölkerung zu mobilisieren. 
Die Ostermarschaktionen sollten ge­
nutzt werden, um eine breite Abwehr­
front gegen die Kriegstreiber zu initiie­
ren. Gründe dafür gibt es genug. — (hav)

Metall: Der Abschluß sieht gut aus dann 3,4 % mehr Lohn

Das Verhandlungsergebnis in der 
bayerischen Metallindustrie, so 
wie es bis Redaktionsschluß 7. 
März 13 Uhr bekannt wurde, sieht sehr 

gut aus. Von Januar bis April 1995 wur­
de ein monatlicher Pauschbetrag von 
152,50 DM vereinbart. Ab Mai 1995 sol­
len 3,4 % Lohnerhöhung gezahlt werden 
für sechs Monate, ab November 1995 sol­
len 3,6% gezahlt werden bis Ende 1996. 
Die 35-Stunden-Woche tritt — wie vor­
gesehen — zum 1. Oktober 1995 in Kraft. 
Die Arbeitgeber verzichten auf die 
•Kompensation“, das heißt eine ent­
brechende Kostenentlastung. Die Zah- 
ung von 52 DM monatlich vermögens- 
virksame Leistungen laufen unverän­
dert weiter, der entsprechende Vertrag 
Jleibt für fünf weitere Jahre in Kraft. 
)ie sogenannte „Beschäftigungssiche- 
”ung“, mit dem letzten Ihrifabschluß 
rereinbart, soll auch 1996 weiterlaufen, 

d.h. Verzicht auf vollen Lohnausgleich 
bei weitergehender Arbeitszeitverkür­
zung aus Beschäftigungssicherungs­
gründen.

Hat die Verhandlungskommission 
der IG Metall das getan, wovor in Ge­
werkschaftskreisen vielfach gewarnt 
worden war, nämlich ein vorzeigbares 
Lohndatum mit einer Verlängerung der 
Laufzeit erkauft ? Die spannende Frage 
am Dienstag vormittag war nun, ob die 
3,6% der zweiten Stufe, die bis Ende 
1996 gelten sollen, auf einen um 3,4% 
erhöhten Ausgangslohn berechnet wer­
den? Die Zustimmung von den Strei­
kenden, die jetzt vermeldet wird, be­
sagt, daß das Verhandlungsergebnis so 
verstanden wird.

Die kalte Dusche wäre die Lesart, daß 
die 3,6 % ebenso wie die 3,4 % auf den al­
ten Thrif berechnet werden. Das hieße, 
daß ab 1. November 1995 lediglich eine 

Anhebung um 0,2%. Solche Meldungen 
kamen im Rundfunk und wurden durch 
die veröffentlichten Berechnungen be­
stätigt. Die Volumenberechnung des 
Abschlusses wurde von der IG Metall 
für 1995 mit 4 % beziffert, von den Ar­
beitgebern mit 3,8 %. Ab Mittag vermel­
det der Rundfunk dann Erhöhung um 
3,4% und ab November um „weitere“ 
3,6 %. Auch ein Arbeitgeberfax über das 
Ergebnis hat diesen Wortlaut. Ein wei­
teres Fax der IG Metall bestätigt nun 
definitiv, daß die 3,6 % auf die Basis des 
um 3,4% erhöhten Tariflohns gezahlt 
werden.

Das bedeutet, die IG Metall hat aus 
einer Position der Stärke heraus — und 
das in Bayern — einen beachtlichen Er­
folg erkämpft. Die wüsten Angriffe von 
Gesamtmetall auf bedeutende Taile des 
Tarifvertrags sind abgewehrt und die 
35-Stunden-Woche ab heuer definitiv 

durchgesetzt. Wie wirkt nun der Kom­
promiß auf der Lohnseite? In Lohn­
gruppe 9, die mit 3298 DM Monatsent­
gelt etwa dem tariflichen Durchschnitt 
entspricht, beträgt die Erhöhung, auf 
das ganze Jahr 1995 berechnet, 146 DM 
gleich 4,4 Prozent. Da wir vermuten, 
daß die Pauschalzahlung effektiv gilt 
und nicht in den Thrif eingeht, wäre 
richtigerweise das Effektiveinkommen 
anzusetzen. Bei einem angenommen 
Faktor von 1,2 würde das in LG 9 bei 
3958 DM liegen, die Erhöhung läge 
heuer bei 165 DM gleich 4,2 Prozent.

Die Pauschale — so niedrig sie ist — 
bringt den Abschluß bis in mittlere Ge­
haltsklassen auf 4 % und in den unteren 
Lohngruppen an die 5 % heran. Die offi­
zielle Inflationsrate, die in Bayern zur 
Zeit bei 2,4 % liegt, ist deutlich übertrof­
fen und dürfte auch nächstes Jahr mit 
den 3,6 % gehalten werden. — (cis, poj)
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Am 7. Februar hat das Bundeskabi­
nett ein-neues Gesetz über das 
Bundeskriminalamt (BKA) be­
schlossen. Mit dem Gesetz soll unter an­

derem dem Volkszählungsurteil von 
1983 Rechnung getragen werden.

Das BKA ist zentrale Einrichtung zur 
Zusammenarbeit in kriminalpolizeili­
chen Angelegenheiten zwischen Bund 
und Ländern sowie außerdem nationa­
les Zentralbüro für Interpol. Um das po­
lizeiliche Auskunfts- und Nachrichten­
wesen zu gewährleisten, ist das BKA 
zentrale Datensammelstelle und zum 
umfassenden Datenaustausch berech­
tigt. Der Datenpool des BKA wird von 
allen Ermittlungsstellen gespeist und 
steht allen zum Datenabruf bereit. So 
sind alle Dienststellen vom Bundes-, 
grenzschutz über den Zoll bis hin zu den’ 
Länderpolizeien Datenlieferanten wie 
Datennutzer. Doch auch international 
soll der Datenaustausch gewährleistet 
werden. In § 14 heißt es: „Das Bundes­
kriminalamt kann an Polizei- und Ju­
stizbehörden sowie an sonstige für die 
Verhütung und Verfolgung von Strafta­
ten zuständige öffentliche Stellen ande­
rer Staaten sowie zwischen- und über­
staatliche Stellen, die mit Aufgaben der 
Verhütung und Verfolgung von Strafta­
ten befaßt sind, personenbezogene Da­
ten übermitteln .Sachfahndungsda­
ten können im On-line-Verfahren mit

Das neue BI
den zentralen Polizeidienststellen an­
derer Staaten gegenseitig abgerufen 
werden. Sofern die Sachfahndungsda­
ten einer positiven Überprüfung unter­
liegen, wird in diesem Zusammenhang 
vor den personenbezogenen Daten nicht 
halt gemacht.

Bei der Verhinderung und Verfolgung 
„von Straftaten von erheblicher Bedeu­
tung“ sowie zur Abwehr einer bestehen­
den Gefahr dürfen personenbezogene 
Daten zu Zwecken der Fahndung oder 
polizeilichen Beobachtung internatio­
nal on-line abgefragt werden. Der schon 
in der Vergangenheit international 
praktizierte Datenaustausch erhielt 
damit eine legale Grundlage. Das 
Schengener Informationssystem (SIS) 
ist ein Beispiel für derartigen Daten­
transfer.

Neu im Gesetz ist die Erlaubnis zum 
Einsatz technischer Mittel zur Eigensi­
cherung, d.h. außerhalb und innerhalb 
von Wohnungen darf gelauscht, video­
überwacht und aufgezeichnet werden, 
wenn es die Sicherheit der ermittelnden 
Beamtinnen erfordert. Gemeint sind 
nicht nur die verdeckten Ermittler, son­
dern jedeR BKAlerln, ob sie verdeckt 
oder erkennbar auftritt. Das heißt auch, 
daß der verdeckte Ermittler die Wanze 
.nicht mehr am Körper tragen muß, weil 
Wohnungen klandestin verwanzt, foto- . 
grafiert und gefilmt werden dürfen. * 
Das aufgezeichnete Material kann ge­
speichert werden und wird erst ge­
löscht, wenn es zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich ist; Und dar­
über entscheidet das BKA.

Zu Beweiszwecken im Strafverfahren 
können die so gewonnenen Informatio­
nen bei Mord, Totschlag, erpresseri­
schem Menschenraub, Geiselnahme, 
einem Angriff auf den Luftverkehr oder 
bei den sogenannten Katalogstrafen 
nach § 100a, 1,4 StPO verwendet werden. 
Gerade bei Verstößen nach § 100a,1,4

(A-Gesetz
StPO besteht so über die Eigensiche­
rung die Möglichkeit, den großen 
Lauschangriffen im Strafverfahren ein­
zuführen.

Strafverfolgend darf das BKA beim 
international organisierten illegalen 
Waffen- und Rauschgifthandel, bei 
Falschgelddelikten und international 
organisierter Geldwäsche, bei Tötungs­
delikten gegen den Bundespräsidenten, 
Mitglieder des Bundestages und des 
Bundesverfassungsgerichts, Gäste der 
Verfassungsorgane und Mitglieder di­
plomatischer Vertretungen, in den Fäl­
len international organisierter Strafta­
ten nach § 129a StGB sowie Nötigungen 
der Verfassungsorgane und Staatsober­
häupter tätig werden. Damit ist das

Der Föderalismus im Polizei­
bereich wird unterlaufen
BKA in diesen Fällen nicht auf den Er­
mittlungsauftrag des Generalbundes­
anwalts angewiesen. Womit Defizite 
bei der Strafverfolgung vermieden wer­
den sollen. Trotzdem können der Gene­
ralbundesanwalt, eine Landesbehörde 
oder der Bundesinnenminister das 
BKA in anderen Fällen um Ermittlun­
gen ersuchen oder beauftragen.

Neben diesen vielfältigen Aufgaben 
obliegt dem BKA der Schutz von Mit­
gliedern der Verfassungsorgane sowie 
der Schutz gefährdeter Zeugen (Zeugen­
schutz).

Im Bereich des Personenschutzes 
kann das Bundeskriminalamt Identi­
tätsfeststellungen, Durchsuchungen 
von Personen und Wohnungen sowie 
erkennungsdienstliche Behandlungen 
durchführen. Platzverweise sind zum 
Schutz gefährdeter Personen in der 
BKA-Lex ebenso verankert wie die 
Möglichkeit des Polizeigewahrsams. 
Dadurch wurden dem BKA nach dem

Von Jürgen Korell

Bundesgrenzschutz Aufgaben der 
fahrenabwehr übertragen, wie sie 
den Polizeigesetzen der Länder weiter 
gefaßt sind. Das ist ein erster Schritt 
dem Bund Länderkompetenzen zu über’ 
tragen, um letztendlich das föderalistj. 
sehe System im Sicherheitsbereichvoll, 
ends zu unterlaufen.

Jürgen Korell ist Sprecher der „Bundej. 
arbeitsgemeinschaft Kritischer Polüi. 
stinnen und Polizisten, Hamburger Sig. 
nale.V“
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AKTUELL IN BONN

Währungskrise zu Lasten Waigels
Die anhaltende internationale Spekula­
tion gegen den Dollar und andere EWS- 
Währungen und zugunsten der DM be­
drohen Waigels nächsten Haushalt. Bei 
Redaktionsschluß gab es ernsthafte 
Sorgen, der Dollar könne sein „histori­
sches Tief“ von 1,387 DM je Dollar noch 
unterbieten. Das würde zwar die Roh­
stoffeinfuhren deutscher Konzerne, vor 
allem die Öleinfuhr, verbilligen. Aber 
die Exportpreise deutscher Konzerne 
kämen ebenfalls unter Druck, und: Wai­
gels Haushalt 1996 würde leiden. Die 
Bundesbank ist nämlich gesetzlich ge­
zwungen, ihre riesigen Dollarbestände 
zum tiefstmöglichen Kurs (derzeit: 1,38 
DM) zu bewerten. Eine noch weiterge­
hende Abwertung des Dollars würde 
die Bundesbank im nächsten Jahresab­
schluß zu entsprechenden Abwertungen 
zwingen. Die Folge: Der Jahresüber­
schuß sänke entsprechend. Waigel be­
käme evtl, mehrere Milliarden DM we­
niger, als er bisher eingeplant hat.

Kostenstreit um UN-Abzug
Die Bundesregierung muß mit höheren 
Kostenrechnungen der UNO rechnen. 
Nachdem der US-Kongreß beschlossen 
hat, den US-Kostenanteil an „friedens­
erhaltenden Aktionen“ der UNO dra­
stisch zu reduzieren, verkündete der 
deutsche UNO-General Eisele, die Bun-' 
desregierung müsse für den von der 
kroatischen Regierung geforderten Ab­
zug der Blauhelme aus Kroatien bis zu 
40 Mrd. US-$ bezahlen. Verteidigungs­

minister Rühe wies dies zwar sofort als 
„Phantasiezahl“ zurück. Aber auch das 
Handelsblatt spricht von einer „Mil- . 
liarden-Rechnung“, die zu erwarten sei, 
und meint kühl, das sei wohl der erste 
„Preis“ für den angestrebten ständigen 
Sitz im UN-Sicherheitsrat. Bonns UN- 
Botschafter Graf Rantzau sei deshalb 
auch „fassungslos“ gewesen, als er von 
Rühe auf gefordert wurde, bei der UNO 
sparsamer aufzutreten.

NATO-Ostausdehnung
Auf einem Treffen mit den Verteidi­
gungsministern der USA, Frankreichs 
und Großbritanniens in Florida soll 
CDU-Verteidigungsminister Rühe 
einen angeblichen „Fahrplan“ für die 
NATO-Osterweiterung ausgehandelt 
haben. Danach werde US-Verteidi- 
gungsminister Perry als nächstes versu­
chen, Rußland doch noch zu einer „Part­
nerschaft“ mit der NATO zu bewegen. 
Bis Sommer solle zugleich eine NATO- 
Studie über die Ost-Beitrittskandida­
ten gefertigt werden, über die dann bis 
Herbst mit ihnen und den anderen 
NATO-Staaten, beraten werde. Im De­
zember soll dann der NATO-Rat formell 
über die Beitritte beschließen.

Kindergeldhöher?
CSUrFinanzminister * Waigel kommt 
beim Kindergeld immer mehr unter 
Druck. Jetzt soll auch die Mehrheit der 
Uniönsparteien eine Anhebung des 
Kindergelds auch beim ersten Kind von 
bisher 70 DM auf künftig 200 DM befür­
worten. Waigel hatte bisher ab 1.1.1996 

zusammen mit der Neuregelung des 
„Existenzminimums“ lediglich Anhe­
bungen des Kindergeldes ab dem zwei­
ten Kind vorgesehen.

Energie„konsens“ strittiger
Wenige läge vor den für den 16. März 
vorgesehenen Gesprächen zwischen der 
Bundesregierung, den SPD-geführten 
Bundesländern und verschiedenen Ver­
bänden über einen neuen „Energiekon­
sens“ hat sich der Streit auch unter den 
Regierungsparteien verschärft. Die 
FDP lehnt immer schroffer jeden steu­
erlichen Ersatz für den gerichtlich kurz 
vor den Bundestagswahlen für verfas­
sungswidrig erklärten „Kohlepfennig“ 
ab. Wenn dieser überhaupt gezahlt wer­
de, müsse er aus Einsparungen an ande­
ren Stellen „finanziert“ werden, for­
dert sie. Die SPD hat ihrerseits erklärt, 
ohne eine Garantie für die Kohlepro­
duktion werde es mit ihr keinen neuen 
„Energiekonsens“ geben.

Streit um Ost-Mieten
Der von Bundesbauminister Töpfer mit 
den Bauministem der Länder in der 
letzten Woche ausgehandelte „Kompro­
miß“ über die Anhebung der Ost-Mieten 
erlaubt eine Anhebung der Ost-Mieten 
ab 1. Juli um 15% jährlich, ab 1.1.1997 
sogar um jährlich 20 Prozent. Zugleich 
erlaubt die Vereinbarung Umlagen für 
„Modernisierungen“ bis zu 3 DM je Qua­
dratmeter und Monat. In Ostberlin be­
trägt die Kaltmiete derzeit ca. 4,80 DM 
je Quadratmeter. Laut DIW ist die 
durchschnittliche Gesamt-Miete im 

Osten von 1990 bis 1994 von 0,90 DM au 
6,90 DM je Quadratmeter gestiegen, di 
Mietbelastung gemessen am Einkon 
men vervierfachte sich von 4% auf 17c 
der Einkommen. Mit dem „Kompn 
miß“ müssen zahlreiche Mieter also re: 
le Mietanhebungen um bis zu 50% 1 
fürchten. Entsprechend groß ist d 
Protest gegen den angeblichen „Kor. 
promiß“ unter den Mietern. Die S1 
verlangt jetzt eine „Nachbesserung 
indem bei Neu Vermietungen eine „K 
pungsgrenze“ eingeführt wird.

Gewerkschaften verlieren Mitglieder 
Die Gewerkschaften im DGB verzeic' 
neten auch 1994 weitere Mitgliedern 
luste. In 1994 sank die Mitglied 
der DGB-Gewerkschaften um 511 
auf 9,8 Millionen. Die stärksten Verl 
ste mußten die IG Metall (minus 151 
auf 3 Millionen) und die ÖTV (mim 
120000 auf 1,88 Millionen Mitgliede 
hinnehmen. 1993 und 1992 hatten d 
DGB-Gewerkschaften sogar jeweils c 
700 000 Mitglieder verloren.

Was kommt demnächst?
Am 9. und 10. März tagen in Brüssel fl 
EU-Innen- und Justizminister. Am 1 
März reist Kanzler Kohl nach Kopenh 
gen zum UNO-Sozialgipfel. Am 1 
März sollen in Bonn die nächsten 
spräche über einen „Energiekonsen: 
stattfinden. Am gleichen Ihg will d 
ÖTV ihre Forderungen für die ’Ihrifau 
einandersetzung vorlegen. Am 14. M 
sind Bürgerschafts wählen in Bren 
und Landtagswahlen in NRW.
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Unabhängig davon, wie die Diskus­
sion schließlich ausgeht und der 
endgültige Gesetzestext aussehen 
wird, macht der vorliegende Entwurf 

das Dilemma der Finanzpolitik aus dem 
Hause Waigel unverkennbar deutlich:

Was im Wahlkampf noch als großan­
gelegte Steuerreform angekündigt wur­
de, scheint auf eine ideen- und konzep­
tionslose Flipkschusterei am bundes­
deutschen Finanzsystem hinauszulau­
fen. Auf Lobbys und Interessen von 
„Besserverdienenden“ wird eher Rück­
sicht genommen, als daß ein ernstge­
meinter Versuch unternommen würde, 
ein vereinfachtes und auch sozial ge­
rechteres Steuersystem auf den Weg zu 
bringen.

Gleichzeitig rächt sich die Finanzpoli­
tik der vergangenen Jahre. Die keines­
wegs nur aus den „Lasten der Vereini­
gung“ zu erklärende galoppierende 
Neuverschuldung läßt sachbezogene 
Überlegungen aus der Sicht des Finanz­
ministeriums kaum noch zu. Das Steu­
ersystem ist nicht mehr Instrument zur
politischen Lösung anstehender Proble­
me, sondern ihr Korsett.

Die im Entwurf des Jahressteuerge­
setzes geplante Form der Steuerfreistel­
lung des Existenzminimums macht 
nicht nur dies nachhaltig deutlich. Dar­
über hinaus entspricht sie auch nicht 
den Intentionen des Karlsruher Urteils.

Die Richter gingen seinerzeit bereits 
für 1992 von einem durchschnittlichen 
Sozialhilfebdarf von 14000 DM aus. Die 
vom Ministerium vorgeschlagenen 
12000 DM, die als Grundlage 
Steuerfreistellung dienen sol­
len, stellten für sie die untere 
Grenze dar.

Selbst die eigens von Waigel 
zu Rate gezogene „Bareis- 
Kommission“ ging im vergan­
genen Jahr von einem steuer­
freien Existenzminimum von
13000 DM aus. Unter Berücksichtigung 
des Mehrbedarfszuschlags für Erwerbs­
tätige betrug der tatsächliche sozialhil­
ferechtliche Mindestbedarf bereits vor 
drei Jahren 13 910 DM.

Der Bundesfinanzminister hat diese 
Fakten zum wiederholten Male igno­
riert. Hinzu kommt, daß für ihn offen­
sichtlich eine Steigerung der Lebens­
haltungskosten nicht existiert. .

Doch damit nicht genug. Während es 
das Bundesverfassungsgericht als aus­
drücklich verfassungskonform ansieht, 
daß nicht jeder Steuerpflichtige „vor­
weg in Höhe eines nach dem Existenz­
minimum bemessenen Freibetrags“ 
verschont werden muß, mißachtet der 
Minister auch diese Vorgabe. Statt das 
Existenzminimum durch eine angemes­
sene Erhöhung des Grundfreibetrags 
von der Besteuerung auszunehmen, will 
er den Grundfreibetrag abschaffen. Die 
angekündigte Steuervereinfachung 
durch einen außertariflichen Abzugsbe­
trag von der Steuerschuld wird damit 
ad absurdum geführt.

Und schließlich wird noch in einem 
weiteren Punkt von einer sehr eigenwil­
ligen Interpretation des Verfassungsge­
richtsurteils Gebrauch gemacht. Im Re­
ferentenentwurf ist vorgesehen, auch 
Einkommen bis 43 400 DM für Alleinste­
hende bzw. 86800 DM für Verheiratete 
von der Grundentlastung profitieren zu 
lassen. Gleichzeitig ist durch eine Sen­
kung der Grenzsteuersätze um 0,7 % da­
für gesorgt, daß selbst noch Bezieher 
höherer Einkommen in den Genuß der 
steuerlichen Entlastung des Existenz­
minimums kommen. Oberhalb des Exi­
stenzminimums — ab 12095 DM — soll 
der Steuersatz mit 19,2 % beginnen. Ab 
15000 DM (für Alleinstehende) bzw. 
30000 DM (für Verheiratete) steigt er bis 
auf 29 %.. Somit werden von jeder knapp

Waigels Steuerpolitik: 
ideen- & konzeptionslos 
Dr. Barbara Höll und Uwe-Jens Rössel über 
Waigels „Jahressteuergesetz 1996“

Gerade hat das Bundesfinanzministerium den Referentenentwurf des Jahres­
steuergesetzes 1996 vorgelegt, und schon ist um ihn eine heftige Diskussion 
entbrannt — eine Diskussion vor allem zu zwei Problemen, die schon seit 
längerem zwischen Koalition und Opposition kontrovers geführt wird. Einerseits 

spalten sich die Geister an der durch das Bundesverfassungsgericht auf den 1.1. 
1996 verbindlich datierten Steuerfreistellung des Existenzminimums; andererseits 
geht es um die Untemehmenssteuer- und Gemeindefinanzreform, die — so die Pro­
gnose des Ministeriums — in der nunmehr geplanten Form durch die Abschaffung 
der Gewerbekapitalsteuer und die Ermäßigung der Gewerbeertragssteuer verbes­
serte Bedingungen für Investitionen und damit auch für Arbeitsplätze schaffen 
solle. *

für die

über das Existenzminimum hinaus ver­
dienten Mark bis zu 0,29 DM an den Fis­
kus abgeführt! Der zunächst gewährte 
Vorteil wird auf diese Weise wieder 
Stück für Stück einbehalten.

Im Karlsruher Urteil ist hingegen zu 
lesen, „daß von den das Existenzmini­
mum übersteigenden Einkommenstei­
len den Steuerpflichtigen jeweils ange­
messene Beträge verbleiben, also nicht 
ein Progressionssprung stattfindet, der 
die vertikale Gleichheit geringerer zu 
höheren Einkommen außer acht läßt“.

Die Bundestagsgruppe der PDS kann 
-dieser Variante der Steuerfreistellung 
des Existenzminimums nicht zustim­
men. Sie entspricht nicht den Vorstel­
lungen des Karlsruher Urteils, ist in­
konsequent und sozial unausgewogen.

PDS: 13000 DM steuerfrei, 
Spitzensteuersatz anheben!
Eine von den realen Gegebenheiten aus­
gehende Freistellung muß von einem 
Mindestbetrag von 13 000 DM für Allein­
stehende und 26000 DM für Verheiratete 
ausgehen und auf eine Verringerung der 
Steuerprogression für höhere und höch­
ste Einkommen verzichten. Zur Finan­
zierung dieser Variante könnten z.B. 
die Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
von gegenwärtig 53 % auf 56 % und der 
Abbau bzw. die Beseitigung des unzeit­

gemäßen Ehegatten-Splittings genutzt 
werden. Allein eine Reduzierung des 
Splitting-Divisors von 2 auf 1,8 würde, 
zu Steuermehreinnahmen von 5,5 Mrd. 
DM und eine Reduzierung auf 1,5 zu 
mehr als 15 Mrd. DM führen!

Ganz und gar ausgeklammert wurde 
der brisante Komplex „Familienlasten­
ausgleich“, der ebenfalls seit längerem... 
in der Diskussion ist. Hier soll eine Po­
sition des Finanzministeriums nachge­
reicht werden, was insofern unakzepta­
bel ist, als hierzu eine Reihe von prakti­
kablen Vorschlägen bereits auf dem 
Tisch liegt und die Regierung sich eine 
stärkere Förderung der. Familien auf 
die Fahnen geschrieben hat. Alles, was 
dazu bislang aus dem Finanzministe­
rium zu vernehmen war, läuft auf kos­
metische Veränderungen hinaus, die 
mit einer dringend erforderlichen Neu­
regelung auf diesem Gebiet nicht das 
Geringste zu tim haben.

Unternehmens Steuerreform:
Weitere Umverteilung
In gleichem Maße unakzeptabel ist für 
die Bundestagsgruppe der PDS die im 
Referentenentwurf formulierte Posi­
tion zur Untemehmenssteuer- und Ge­
meindefinanzreform. Die genannten 
Zielstellungen zur Investitionstätigkeit 
und zur Verbesserung der katastropha­

len Lage auf dem Arbeitsmarkt sind so 
nicht machbar. Aus vordergründig tak­
tischen Erwägungen heraus und ohne 
konkretes Zahlenmaterial zugrunde ge­
legt zu haben, wird hier versucht, die 
für die notwendige Grundgesetzände­
rung erforderliche Zwei-Drittel-Mehr­
heit im Bundestag zu bekommen und 
die Kommunen mit Übergangsregelun­
gen über den Tisch zu ziehen. Den „orts- 
und wirtschaftsbezogenen Verteilungs­
schlüssel“ der 6,6 Mrd., die die Kommu­
nen als Anteil an der Umsatzsteuer er­
halten sollen, will der Finanzminister 
durch ein Bundesgesetz regeln lassen. 
Dieses Gesetz aber kann nur einen vor­
übergehenden Schlüssel enthalten, 
denn die für eine endgültige Aufteilung 
notwendigen Daten der Finanzämter 
sind nach Auffassung der kommunalen 
Spitzenverbände erst in drei bis fünf 
Jahren verfügbar. Städte und Gemein­
den würden also die Katze im Sack kau­
fen, über dessen Inhalt dann irgend­
wann allein mit den Stimmen der Regie­
rungskoalition entschieden wird.

Selbst bei Unternehmen: 
kleine Firmen sollen belastet, 
große entlastet werden
Hinzu kommt, daß die Finanzierungs­
quelle des Referentenentwurfs völlig 
unqkzeptabel ist. Anstelle einer Revita­
lisierung der Gewerbesteuer — also 
einer Verbreiterung der Steuerbasis 
und Senkung der Freigrenzen — führt 
der Entwurf, sollte er in dieser Form 
realisiert werden, zu Steuergeschenken 

der kleinen Unternehmen an 
die großen: Mit den Einnah- 
men aus der Verschlechterung 
der degressiven Abschrei­
bungsmöglichkeiten will das 
Finanzministerium die 2,7 Pro­
zentpunkte des Umsatzsteuer­
aufkommens kompensieren, 

die Kommunen erhalten sollen. 
Aber nur die großen Unternehmen ha­
ben einen Vorteil von der radikalen 
Kürzung der Gewerbesteuer. Die mei­
sten Klein- und Mittelbetriebe sind ge­
genwärtig von der Gewerbesteuer be­
freit. Das bedeutet: Sie sparen durch 
deren Abschaffung nicht ein, müssen 
aber zahlen.

Die PDS zur Reform der 
kommunalen Finanzordnung
Die PDS-Bundestagsgruppe hat bereits 
in der vergangenen Legislaturperiode 
einen konkreten Entwurf für eine um­
fassende Reform der Kommunalfinan­
zierung vorgelegt. Neben der Revitali- 

‘ sierung der Gewerbesteuer bei gleiten­
den Freigrenzen für kleine Gewerbe­
treibende bzw. Handwerker schlagen 
wir u. a. eine Abschöpfung des Zuwach- ‘ 
ses an Bodenwert, der ohne besonderen 
Arbeits- und Kapitalaufwand des Ei­
gentümers entstanden ist, und seinen 
Einsatz für die Nutzbarmachung von 
dringend benötigtem Wohnbauland in 
den Kommunen vor. Gleichzeitig for­
dern wir eine Neugestaltung des kom­
munalen Finanzausgleichs. Für die er- 

-tragsschwachen ostdeutschen Städte,
Gemeinden und Landkreise muß eine - 
langfristige Finanzpauschale aufgelegt 
werden, die sich an der Einwohnerzahl 
orientiert. Diese Vorschläge degradie­
ren die kommunale Finanzreform nicht 
zu einem Anhängsel einer Untemeh- 
menssteuerreform wie im Regierungs­
entwurf.

Alles in allem ist der vorliegende Ent­
wurf des Jahressteuergesetzes 1996 kon­
zeptionsloses Stückwerk — ein Torso, 
der kaum beratungsreif ist.

Dr. Barbara Höll ist finanzpolitische Sprecherin, Uwe-Jens Rössel kommunalpolitischer Sprecher der PDS im Bundestag.
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Die Verbote kurdischer Vereine durch Kanther und Beckstein sind ein Skandal sondergleichen

D ie Minister Kanther und Beck­
stein haben mit ihren neuerlichen 
Verboten kurdischer Vereine und 

Einrichtungen vergangene Woche eine
Rechts- und Behördenpraxis weiterent­
wickelt, die rechtsstaatlichen Grund­
sätzen auf unerhörte Weise Hohn 
spricht. Das beginnt mit der Täuschung 
der Öffentlichkeit. So rechtfertigte 
Kanther sein Verbot des „Kurdistan-In­
formationsbüros“ (KIB) in Köln u.a. 
mit den jüngsten Anschlägen von Unbe­
kannten gegen türkische Reisebüros. 
Die ERNK hat aber förmlich erklärt, sie 
habe mit diesen Anschlägen „nichts zu 
tim“ (zit. nach Kurd-A, 2.3.95), und vor 
allem: Die Verbotsverfügung wurde 
von Kanther bereits läge vor den letz­
ten Anschlägen unterzeichnet!

Bereits im November 1993 hatte Kan­
ther zahlreiche örtliche kurdische Ver­
eine verboten, außerdem das Kurdi­
stan-Komitee in Köln, den Dachver­
band Feyka Kurdistan und andere Ein­
richtungen sowie jede Betätigung für 
PKK und ERNK. Im Juli 1994 hatte aber 
das Bundesverwaltungsgericht den 
Vollzug der Verbote der örtlichen Ver­
eine wieder aufgehoben, verbunden mit 
der Ankündigung an Kanther, er werde 
auch in der Hauptsache-Entscheidung 
scheitern. Was machte Kanther? Er 
suchte Hilfe bei seinem bayerischen 
Kollegen Beckstein, und nachdem die­
ser ihm zugesichert hatte, er werde die 
bayerischen Vereine mit einer anderen 
Begründung auf Landesebene verbie­
ten, zog Kanther seine eigenen Verbots­
verfügungen gegen die kurdischen Ver­
eine in Bayern wieder zurück! Am glei­
chen Thg, an dem Becksteins Polizei die 
jetzt von ihm verbotenen Vereine heim­
suchte, überreichte frühmorgens ein 
Polizeibote einer Anwältin dieser Ver­
eine die Mitteilung, Kanther habe seine 
Verbote zurückgezogen, das Verfahren 
vor dem Bundesverwaltungsgericht sei 
mithin beendet. Dieses Bundesverwal­
tungsgericht, das dem Verbotskurs 
Kanthers teilweise im Wege stand, ist 
damit für die bayerischen Verbote gar 
nicht mehr zuständig. Widerspruch ge­
gen die jetzt von Beckstein verhängten 
Verbote ist nur vor bayerischen Verwal­
tungsgerichten möglich, danach beim 
Bundesverfassungsgericht.

In Bayern sieht die Süddeutsche Zei­
tung den bayerischen Innenminister 
auch noch aus anderen Gründen „auf 
einem sehr schmalen Grat. Er führt, 
konsequent weiterverfolgt, gerade­
wegs ins Gesinnungsstrafrecht.“ (3.3. 
1995) Das bayerische Innenministerium 
nennt nämlich als Gründe für seine Ver­
bote beispielsweise des Münchner Ver­
eins „Komala Kurdistan“, 1991 habe ein 
als PKK-Aktivist bekannter Kurde an 
der Gründungsversammlung teilge­
nommen und sei sogar in den Vorstand 
gewählt worden, 1992 habe der Verein 
eine Gedenkveranstaltung zum Grün­
dungstag der PKK veranstaltet, auf der 
Bilder des PKK-Generalsekretärs öca- 
lan auf gehängt worden seien. In diesen 
Jahren war die PKK in der BRD über­
haupt nicht verboten! Weiter beruft sich 
das Ministerium auf angebliche Ver­
sammlungen in den Vereinsräumen, bei 
denen Spendensammlungen beraten 
worden seien usw. Nur: Seit den von 
Kanther im November 1993 verhängten 
ersten Verboten kurdischer Vereine hat 
der Verein „Komala Kurdistan“ gar 
keine Vereinsräume mehr!

Für die kommenden Newroz-Feste 
der kurdischen Bevölkerung sind die 
Verbote Känthers und Becksteins ein 
schlimmes Vorzeichen.— (rül)

Mit über 200 Teilnehmern fand vom 24. bis 26. Februar in 
den Räumen des Hauses am Köllnischen Park in Berlin 
die Internationale Kurdistan-Konferenz statt, organisiert 
von der PDS-Fraktion im Abgeordnetenhaus, der 
PDS-Bundestagsgruppe, dem PDS-Parteivorstand und 
den Kurdistan-Informationsbüros (KIB) Köln und Berlin. 
Von kurdischer Seite waren u. a. der Ehrenvorsitzende der 
Demokratie-Partei (DEP), Yasar Kaya, und der Vorsit­
zende der Partei HADEP, Murat Bozlak, erschienen, aus 
England der Labour-Abgeordnete John Austin-Walker 
und Mark Muller vom „Kurdistan Human Rights Pro- 
ject“ Rechtsanwalt Hans-Eberhardt Schulz aus Bremen 
und Rechtsanwalt Ahues vom Republikanischen Anwäl­
tinnen- und Anwältenerein, Rebecca Pini von medico

international, Jürgen Korell von den „Kritischen Polizi­
sten“, die stellvertretende PDS-Parteivorsitzende 
Sylvia-Yvonne Kaufmann, Michael Schumann vom PDS- 
Vorstand, die Bundestagsabgeordnete der Grünen/ 
Bündnis 90, Anke Dietert-Scheuer, die PDS-Bundestags­
abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach und Prof. Lud­
wig Elm, Gewerkschafterinnen, Mitglieder der Kur­
distan-Solidaritätsgruppen und andere Gäste diskutier­
ten mit ihnen über Möglichkeiten einer politischen Lo­
sung. Zum Abschluß verabschiedete die Konferenz einen 
Appell, den wir im folgenden dokumentieren, und bildete 
einen „Arbeitsausschuß“, der die Zusammenarbeit festi­
gen und eine Nachfolgekonferenz im nächsten Jahr, wie­
der in Berlin, vorbereiten soll. — (rül)

INTERNATIONALE KURDISTAN-KONFERENZ BERLIN, 24. BIS 26. FEBRUAR

Appell für die sofortige Beendigung der Türkei-Hilfe 
und eine politische Lösung in Kurdistan
Das türkische Regime weitet seinen 
Vernichtungskrieg gegen das kurdi­
sche Volk aus. Folterungen, Morde, 
Vertreibungen, die Zerstörung von 
Dörfern, die Verwüstung ganzer Re­
gionen durch das Militär sind grausa­
mer Alltag in Kurdistan. Der kurdi­
schen Bevölkerung werden elementa­
re Menschenrechte verweigert. Ihre 
Parteien sind verboten, ihre Zeitun­
gen wurden geschlossen.

Die deutsche Bundesregierung un­
terstützt und bestärkt das türkische 
Regime in seinem Krieg gegen das 
kurdische Volk mit Waffen, Ausbil­
demund Geld.

Deutsche und türkische Polizeibe­
hörden arbeiten Hand in Hand in der 
Türkei, aber auch bei der Verfolgung 
der kurdischen Exilbevölkerung in 
der BRD. Mehr noch: Die Bundes- und 
Länderregierungen heizen die Span­
nungen zwischen kurdischen Flücht­
lingen und deutschen Behörden durch 
immer neue Festnahmen, Razzien und 
Angriffe auf kurdische Feste (Newroz) 
systematisch an.

Wir appellieren an alle Mitglieder 
des Deutschen Bundestages, der Län­
derparlamente, der kommunalen Par­
lamente, an Gewerkschaften, Men­
schenrechts- und Flüchtlings gruppen, 
Solidaritäts- und Freundschaftsver­
eine, politische Parteien und Initiati­
ven, gemeinsam mit uns für folgende 
Forderungen einzutreten:
1. Die Türkeihilfe in jeder Form muß 
beendet werden, solange der 1978 ver­
kündete Ausnahmezustand in den 
kurdischen Gebieten der Türkei und 
die 1990 von der Türkei offiziell dem 
Europarat angezeigte Aufhebung der 
Menschenrechte in den kurdischen 
Gebieten andauert, das Selbstbestim­
mungsrecht des kurdischen Volkes 
mit Füßen getreten wird.
2. Keine Kurdin, kein Kurde, die vor 
diesem Regime geflüchtet sind, dürfen 
von der Bundesrepublik ausgeliefert 
werden. Der Abschiebestopp muß un­
befristet verlängert werden.
3. Jede polizeiliche Zusammenarbeit, 
jede Zusammenarbeit der Geheim­
dienste, jede juristische Zusammen­
arbeit und jeder Datenaustausch bun­
desdeutscher Behörden mit diesem 
Regime muß sofort beendet werden!
4. Die Bundesregierung muß öffent­
lich die türkische Regierung unter 
Druck setzen, endlich Schritte zu einer 
politischen Lösung zu ergreifen. Die 
Angebote der PKK, der Demokratie- 
Partei (DEP) und des kurdischen Exil­
parlaments zu einem politischen Dia­

log müssen durch die Bundesregie­
rung aufgegriffen werden, um zu einer 
Lösung auf der Basis des Selbstbe­
stimmungsrechtes und der Menschen­
rechte zu kommen. Die DEP-Abgeord- 
neten müssen sofort freigelassen wer­
den, das Verbot der DEP aufgehoben 
werden. Die anderen mehr als 20 ver­
botenen kurdischen Organisationen 
einschließlich der PKK müssen wie­
der zugelassen werden, gleichfalls 
müssen die Angriffe auf andere Par­
teien wie z.B. die Demokratische Par­
tei des Volkes (HADEP) aufhören. Wir 
fordern die Rücknahme des Verbotes 
der Zeitung Özgür Ülke, Azadi und 
anderer prokurdischer Publikatio­
nen!
5. Alle deutschen Waffenlieferungen 
an die Türkei müssen sofort einge­
stelltwerden!
6. In der Bundesrepublik selber müs­
sen die auf Wunsch der türkischen Re­
gierung verhängten Verbote gegen 
kurdische Einrichtungen, Vereine und 
Parteien zurückgenommen werden. 
Die in die Tausende gehenden Ermitt­
lungsverfahren gegen Kurdinnen und 
Kurden wegen angeblicher „Fortset­
zung verbotener Vereinigungen“ müs­
sen eingestellt werden, bereits verur­
teilte Personen amnestiert werden. 
Wir fordern, daß die Verfolgung unter 
dem Vorwand der „Ibrrorismusbe- 
kämpfung“ beendet, die §129a-Ver- 
fahren niedergeschlagen werden. Die 
menschenunwürdigen Sonderhaftbe­
stimmungen für kurdische politische 
Gefangene in der BRD (Isolationshaft, 
Verbot, mit Besuchern kurdisch zu 
sprechen, keine prokurdischen Zei­
tungen) müssen auf gehoben werden.
7. Wir protestieren gegen den Versuch, 
den kurdischen Politiker Kani Yilmaz 
vor deutschen Gerichten anzuklagen. 
Wir appellieren an die englische Re­
gierung, Kani Yilmaz aus der Auslie­
ferungshaft zu entlassen und in ein 
Land seiner Wahl ausreisen zu lassen.
8. Die Presse-, Organisations- und Ver­
sammlungsfreiheit der kurdischen 
Exilbevölkerung in der BRD müssen 
wiederhergestellt werden. Kurdinnen 
und Kurden in der BRD müssen das 
Recht bekommen, ihren Kindern kur­
dische Namen zu geben, ihre Kinder 
das Recht, muttersprachlichen Unter­
richt zu erhalten. Die Angriffe auf kur­
dische Feste (Newroz) müssen aufhö­
ren!
9. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, die Bemühungen um den Aufbau 
eines kurdischen Exilparlaments als 
legitime Vertretung der kurdischen 

I
I

Bevölkerung zu unterstützen und mit 
diesem Exilparlament offizielle Bezie­
hungen aufzunehmen. Bei Beratungen 
des Bundestages, der Landtage oder 
kommunaler Vertretungen über kur­
dische Angelegenheiten müssen Ver­
treter des Exilparlaments hinzugezo­
gen werden!

Wir appellieren an alle demokrati­
schen Kräfte in dieser Republik, ein 
Zeichen zu setzen:
— gegen den menschenverachtenden 
Kriegs- und Konfrontationskurs der 
türkischen Regierung und der Bundes­
regierungin der kurdischen Frage,
— gegen die von Kohl, Kanther, Kin­
kel, Beckstein, Heckeimann und an­
deren verantwortlichen Politikern be­
triebene Verfolgung der gesamten 
kurdischen Bevölkerungsgruppe in 
diesem Land,
— für die Achtung von Menschenrecht 
und Menschenwürde,
— für die Respektierung des Selbstbe­
stimmungsrechts des kurdischen Vol­
kes,
— für die deutsch-kurdische Freund­
schaft,
— für die Zusammenarbeit mit kurdi­
schen Vereinen und Einrichtungen auf 
kommunaler Ebene, auf Landes- und 
Bundesebene, in Gewerkschaften, 
Menschenrechts- und Bürgerrechts­
gruppen sowie in allen demokrati­
schen Parteien,
— gegen den Abbau demokratischer 
Rechte und Militarisierung.

Solidarität mit dem kurdischen 
Volk ist ein Gebot der Menschlichkeit!

Erstunterzeichner/innen: Dagmar Rüdenburg 
(Mitglied des HBV-Landesbezirksvorstand Ba­
yern und stellv, HBV-Hauptvorstandsmit- 
glied); Marian Krüger, Sprecher AG Antirassis­
mus der PDS; Wolfgang Dietrich, wiss. MA der 
PDS-Fraktion im LT Mecklenburg-Vorpom­
mern; Deutsch-Kurdischer Freundschaftsver­
ein Musa Anter e.V., Braunschweig; Kurdistan- 
Informationsbüros Niedersachsen (Braun­
schweig), Berlin und Köln; Freunde des kurdi­
schen Volkes Hamburg; Rüdiger Lötzer, Kurdi­
stan-Rundbrief; Han Osmann, Journalist; Sabi­
ne Hartwig, PDS-Thüringen; ömit Yaziciolu, 
Jurist PDS Berlin; Elke Schuster (Berliner 
Compagnie); Francoise Hönle, Gewerkschafte­
rin (Frankreich); Rainer Groß, Internationale 
Kommission beim PV der DKP; Andreas Schön, 
Internationale Kommission beim BV Hessen 
der DKP; Reinhold Kuhurich, Ratsmitglied 
Stadt Oldenburg; Heidi Lankisch, Wiesbaden; 
Ulla Jelpke (MdB, PDS); Marion Seelig (MdA, 
PDS, Berlin); Karin Dörre (MdA, Berlin); Si­
grun Steinborn (MdA, PDS, Berlin); Eberhardt 
Schulz (Rechtsanwalt, Bremen); Jürgen Korell 
(BAG Kritische Polizistinnen e.V); Rebecca 
Pini (medico international); John Austin-Wal­
ker (MP, Labour Party); Mark Muller (Kurdi­
stan Human Rights Project, London); Otto Wie- 
bus (IG Medien und DJU); Petra Pau (PDS-Lan- 
desvorsitzende Berlin); Dr. Peter-Rudolf Zotl 
(PDS-Fraktionsvorsitzender Berlin).
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Deutscher Staat contra kurdische Presse »^.ss
Nach der faktischen Abschaffung 

der Versammlungs- und Organi­
sationsfreiheit für Kurdinnen in 
Deutschland versucht die Staatsan­

waltschaft jetzt, ihnen auch die Presse- 
und Meinungsfreiheit abzusprechen.

Getreu dem Kantherschen sicher­
heitspolitischen Konzept mit dem sinni­
gen Namen „Offensive 2000“, in dem 
neben der Produktion von Kronzeugen 
als wichtigste Aufgabe im Kampf gegen 
den „gewalttätigen politischen Extre­
mismus“ u.a. die „Intensivierung des 
Aufspürens von Verlagen und Drucke­
reien, die Agitationsmaterial produzie­
ren,“ genannt wird (Innenpolitik Nr. 
V /1994), geht die Justiz seit einiger Zeit 
verstärkt gegen Publikationen vor, die 
authentisch über den Kampf in Kurdi­
stan berichten.

Schon in einem Hinweis, den die Lan­
deskriminalämter direkt nach den Ver­
boten kurdischer Vereine im November 
1993 an alle Regierungspräsidien, Poli­
zeipräsidien, die Landräte und die Poli­
zeidirektionen verschickten, sind meh­
rere Zeitungen aufgeführt, die unter das 
Verbot zu subsumieren seien: der Kur­
distan-Report wird dort als „deutsch­
sprachige Zeitschrift der ERNK“ be­
zeichnet, der Kurdistan-Rundbrief als 
„deutschsprachiges Info-Blatt der Fey- 
ka-Kurdistan und des Kurdistan-Komi­
tees“ (obwohl er auch von mehreren 
deutschen Kurdistan-Solidaritätsgrup­
pen herausgegeben wird).

Bei der Verfolgung und Kriminalisie­
rung kurdischer Publikationen spielt 
das Landgericht München eine Vorrei­
terrolle: Es hat nach den Verboten im 
November 1993 jede Ausgabe des Kurdi­
stan-Reports beschlagnahmen lassen 
und Verfahren angestrengt, beginnend 
mit der Sonderausgabe gegen die Ver­

bote. In dieser Sonderausgabe wurden 
neben einem Interview, in dem der Eu­
ropavertreter der ERNK die Verbote 
aus kurdischer Sicht wertet, Stellung­
nahmen namhafter deutscher Politiker­
innen, Rechtsanwältinnen und Men­
schenrechtsgruppen gegen die Verbote 
dokumentiert.

Im Beschlagnahmebeschluß vom 7.7. 
1994 führt das Gericht dann auch exakt 
aus, warum es eine Verbreitung dieser 
Ausgabe des Kurdistan-Reports verhin­
dern will: „In diesem Druckwerk sind 
mehrere Artikel enthalten, die sich mit 
kurdischen Vereinigungen, insbesonde­
re der »Arbeiterpartei Kurdistans* 
(PKK) und der .Nationalen Befreiungs­
front Kurdistans* (ERNK), befassen.“ 
Es soll der deutschen Öffentlichkeit al­
so unmöglich gemacht werden, sich so­
wohl mit den Einschätzungen und Stel­
lungnahmen der kurdischen Vertreter 
als auch kritischen deutschen Stimmen 
gegen die deutsche Unterstützung des 
türkischen Regimes auseinandersetzen 
zu können.

Bislang sind all diese Verfahren so­
wohl gegen die presserechtlich Verant­
wortlichen wie auch gegen die Verteile­
rinnen eingestellt worden. Doch nun 
scheint es den bayrischen Behörden 
ernst zu sein: Nachdem der Münchener 
Staatsschutz im August bei einem Info- 
Stand des Vereins Komala Kurdistan 
mehrere Exemplare der Ausgaben Juni 
und Juli 1994 beschlagnahmt hatte, sind 
gegen die Vorstandsmitglieder des Ver­
eins Verfahren wegen Verstoßes gegen 
das Betätigungsverbot nach dem Ver­
einsgesetz angeklagt. (PKK, ERNK und 
die kurdischen Vereine sind nach dem 
Vereinsgesetz verboten worden.) Die 
Staatsanwaltschaft München behaup­
tet wiederum, diese beiden Ausgaben 

enthielten Artikel, die „Unterstüt­
zungscharakter“ für die PKK hätten, 
und außerdem sei das auf den Titelsei­
ten abgebildete Logo des Kurdistan-Re­
ports das Emblem der verbotenen 
ERNK. (Da gerade mit dieser Begrün­
dung schon häufiger Kurdistan-Reports 
beschlagnahmt worden sind, hatten die 
Verantwortlichen für den Infotisch das 
Logo mit einem Aufkleber versehen, 
was der Staatsanwaltschaft aber nicht 
ausreichte.)

Parallel zu dem Verfahren in Mün­
chen, das aktuell noch nicht terminiert' 
ist, läuft gegen den presserechtlich Ver­
antwortlichen für diese beiden Ausga­
ben des Kurdistan-Reports ein Ermitt­
lungsverfahren bei der Staatanwalt- 
schaft in Köln, ebenfalls wegen Versto­
ßes gegen das Betätigungsverbot. Au­
ßerdem soll er sich wegen Verunglimp­
fung der BRD (§90 StGB) strafbar ge­
macht haben, weil in der Juni-Nr. noch­
mals das Plakat abgebildet worden ist, 
das 1993 im Zusammenhang mit der 
Strafanzeige diverser Organisationen 
und Verbände (u.a. mehrerer Strafver­
teidigervereinigungen) gegen bundes­
deutsche Stellen wegen Unterstützung 
des Völkermordes am kurdischen Volk 
erschienen ist. Aktuell scheint es so, 
daß die Staatsanwaltschaft in Köln mit 
einem Verfahren gegen den presserecht­
lich Verantwortlichen aber ein Urteil 
der bayrischen Gerichte abwarten will 
— sie scheinen auf die Becksteinschen 
Justiz zu setzen.

Im Laufe der Ermittlungen gegen den 
Kurdistan-Report wurde zudem mehr­
mals der Agri-Verlag in Köln durch­
sucht, er ist im Impressum des Reports 
als Kontaktadresse angegeben. Laut 
junge Welt vom 3.3.95 mußte der Kurdi­
stan-Report jetzt sogar mit für das Ver­

bot und die Schließung des Kurdistan- 
Informationsbüros (KIB) in Köln her­
halten. In der Verbotsverfügung des In­
nenministeriums wird das KIB als Her­
ausgeber des Reports bezeichnet.

Parallel zu den Ermittlungsverfahren 
gegen den Kurdistan-Report läuft auch 
ein Verfahren gegen den presserechtlich 
Verantwortlichen der kurdischen Zeit­
schrift Berxwedan. Und es gibt immer 
wieder Berichte, nach denen kurdi­
schen Gefangenen in bundesdeutschen 
Knästen der Bezug der Tageszeitung Öz­
gür Ülke verweigert wird. So untersag­
te der Ermittlungsrichter beim Bundes­
gerichtshof den nach § 129 a inhaftierten 
kurdischen Gefangenen kürzlich in ei­
nem Beschluß den Bezug der Zeitung 
Özgür Ülke mit der Begründung, die 
Zeitung sei ein „Propagandaorgan der 
PKK“. Der Beschluß erging zwei Wo­
chen, bevor Özgür Ülke in der Türkei 
verboten wurde...

In dem Verfahren vor dem Landge­
richt in München wird darüber entschie­
den werden, ob sich die Öffentlichkeit 
in der Bundesrepublik authentisch über 
den Krieg ip Kurdistan, über die Ziele 
und Methoden der kurdischen Befrei­
ungsbewegung und unzensiert über die 
Verstrickungen des deutschen Staates 
informieren kann.

Darum muß gekämpft werden, zumal 
klar ist, daß. die erneuten Verbote des 
Kurdistan Informationsbüros und der 
kurdischen Vereine in Bayern vom 2. 
März nur ein weiterer Schritt in der 
offenen Parteinahme der Bundesregie­
rung für das türkische Regime und ge­
gen eine friedliche Lösung in Kurdistan 
darstellen.

Ms Gross ist presserechtlich Verant­
wortlicher des Kurdistan-Reports.

BUND WESTDEUTSCHER KOMMUNISTEN - BUNDESKONFEBENZ

Zu den neuen Verboten kurdischer Organisationen und Einrichtungen

Die in der Öffentlichkeit herge­
stellte Verbindung der Verbote 
mit den Anschlägen von Unbe­
kannten auf türkische Reisebüros ist 

einfach gelogen. Die Verbotsbeschlüs­
se wurden lange vor den letzten Aktio­
nen dieser Art unterzeichnet. Die 
ERNK hat zudem bereits erklärt, sie 
habe „nichts mit den Aktionen zu tun“.
2) Die Verbotsverfügungen zeigen 
erneut:

Die Bundesregierung ist fest ent­
schlossen, die durch die kurdischen 
Vereine und kurdischen Institutionen 
in der BRD gewährleistete authenti­
sche Information der Öffentlichkeit 
über die Untaten des türkischen Re­
gimes und der deutschen. Politik an 
dem kurdischen Volk mit allen Mitteln 
zu unterdrücken. Der kurdischen Be­
völkerung soll jede Möglichkeit der le­
galen Unterrichtung der deutschen Öf­
fentlichkeit über den Völkermord in 
Kurdistan geraubt werden. Die Bun­
desregierung betreibt die völker­
rechtswidrige „Gruppenverfolgung“ 
aller kurdischen Einrichtungen, um ih­
re räuberische und menschenverach­
tende Machtexpansion im Mittleren 
Osten abzusichem. Dazu hat sie die 
größte Verfolgungswelle seit dem 
KPD-Verbot gestartet.
3) Mit der geplanten Wiederaufnahme 
der Abschiebung kurdischer Flüchtlin­
ge, dem zu erwartenden Angriff auf die 
Newroz-Feste und der willkürlichen 
und unmenschlichen Inhaftierung kur­
discher Politiker nach §129a wird die 
kurdische Bevölkerung aufs äußerste 

gereizt. Die Provokationen und die Es­
kalation gehen von den deutschen 
Staatsorganen aus, während sich die 
kurdische Seite immer wieder um De­
eskalation und politische Lösungen 
bemüht. Die Politik der Bundesregie­
rung holt den Krieg aus Kurdistan in 
die BRD.
4) Die bayerischen Verbote sind in der 
Rechtsgeschichte ein vermutlich ein­
maliger Akt. Im November 1993 hatte 
Bundesinnenminister Kanther drei der 
jetzt von Beckstein verbotenen kurdi­
schen Vereine bereits einmal verboten. 
Die Vereine klagten dagegen vor Ge­
richt.

Im Juli 1994 hob das Bundesverwal­
tungsgericht darauf den Vollzug dieser 
Verbote auf, verbunden mit dem deut­
lichen Hinweis an Kanther, er werde 
auch im Hauptverfahren vor diesem 
Gericht — das noch gar nicht stattge­
funden hat — mit seinem Verbotsver­
such scheitern.

. Jetzt hat der Bundesinnenminister 
seine Verbots verfahren gegen die kur­
dischen Vereine in Bayern zurückge­
nommen! Am gleichen Thg, an dem die 
Vereine diese Nachricht durch Polizei­
boten erhielten, erreichte sie die neue 
Verbotsverfügung, dieses Mal durch 
den bayerischen Innenminister.

Faktisch haben also Kanther und 
Beckstein im Wege der Amtshilfe die 
ersten — offenkundig aussichtslosen — 
Verbote kurdischer Vereine gegen 
neue, anders begründete Verbote aus­
getauscht. Statt „Teilorganisation von 
Feyka Kurdistan“ lautet der Vorwurf 

jetzt: „Unterstützung der PKK“. Das 
Bundesverwaltungsgericht, das den 
Vollzug der ersten Vereins verböte in 
vielen Fällen ausgesetzt hatte, ist aus 
dem Verfahren ausgeschaltet, die ge­
richtliche Entscheidung über die jetzt 
verhängten Verbote liegt nur noch bei 
bayerischen Verwaltungsgerichten 
und dann beim Bundesverfassungsge­
richt.
5) Wir appellieren an alle demokrati­
schen Institutionen und Verbände, in 
dieser schwierigen Situation die Soli­
darität mit der kurdischen Bevölke­
rung in der BRD zu verstärken und 
dem Konfrontations- und Eskalations­
kurs der Bundesregierung entgegenzu­
treten.
— Wir rufen auf zu Patenschaften und 
Schirmherrschaften für kurdische Ein­
richtungen und Vereine, insbesondere 
im Hinblick auf die kommenden New­
roz-Feste.
— Wir rufen auf, verstärkt Öffentlich­
keit herzustellen, um drohende Ab­
schiebungen zu verhindern.
— Wir rufen auf, die Solidarität und 
den öffentlichen Druck gegen die schon 
laufende und weiter zunehmende Pro­
zeßwelle zu verstärken. Die Haftbedin­
gungen der kurdischen Gefangenen 
sind unerträglich und wider alle 
Rechtsnormen.
— Der Einsatz von Sicherheitskräften 
des türkischen Staates mit der aus­
drücklichen Zielrichtung der Bespitze­
lung und Unterdrückung kurdischer 
Einrichtungen und Organisationen 
muß unbedingt gestoppt werden. Die 

türkischen Sicherheitskräfte haben 
einen weltweit berüchtigten Ruf als 
Folterer.
— Wir rufen auf, den öffentlichen 
Druck gegen die Verbote der kurdi­
schen Vereine und Einrichtungen zu 
verstärken und die Bemühungen um 
den Aufbau des kurdischen Exilparla­
ments zu unterstützen. Seine Vertreter 
müssen auch von deutschen Behörden 
anerkannt und bei allen Beratungen 
über kurdische Angelegenheiten hinzu­
gezogen werden.
— Wir weisen auf die zahlreichen kriti­
schen Erklärungen von Personen aus 
dem Bereich von Rechts- und Sozial­
wissenschaften gegen diese Kurden­
verfolgung hin und rufen auf, diese 
Kritik bekanntzumachen.
— Wir sehen in der gewalttätigen Ein­
schränkung von Lebensäußerungen 
von Menschen, die nicht vollständig in 
den herrschenden Kulturkreis inte­
griert sind, (z.B. durch die Verbote der 
Newrozfeste) einen Verstoß gegen 
Grund- und Menschenrechte. Dem muß 
verfassungsrechtlich Einhalt geboten 
werden.
— Kritische Polizistinnen und Polizi­
sten überlegen, bei unmenschlichen 
Abschiebungen den Einsatz zu verwei­
gern. Auch dies verdient breite Unter­
stützung.
— Wir rufen auf, die Solidarität mit 
dem kurdischen Befreiungskampf zu 
verstärken und jegliche Form der Tür­
keihilfe durch die BRD zu beenden.

(Köln, 5. März 1995)
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Ende Oktober fand der VI. Parteitag 
der Sozialdemokratischen Partei 
Rußlands (SDPR) statt, und meh­
rere sozialdemokratisch orientierte 

Parteien und Gruppen vereinigten sich 
zur Russischen Sozialdemokratischen 
Union (RSDU). Aber im Januar gab’s 
erneut einen VI. Parteitag. Die Erfah­
rungen der internationalen Arbeiterbe­
wegung besagen: 2 Parteitage — 2 Par­
teien. Und in den letzten lägen erreich­
ten uns Meldungen, daß Alexander Ja­
kowlew, einstiger Mitstreiter Michail 
Gorbatschows und heute dessen Intim­
feind, eine dritte Partei, die Russische 
Partei der sozialen Demokratie, ins Le­
ben gerufen hat. Diese Dreiteilung hat 
historische und aktuelle Ursachen.

Im Mai 1990 formierte sich aus ver­
schiedenen sozialdemokratischen 
Klubs und Gruppen die Sozialdemokra­
tische Partei der Russischen Föderati­
on. Die Mitgliederzahlen dieser fast rei­
nen Intellektuellenpartei schwankte 
bis 1993 zwischen
2000 und 7000. Ihre 
Gründer, u.a. Oleg 
Rumjanzew, Leo­
ni d Wolkow und 
Boris Orlow, die

i—- Parteien braucht Rußland ? Von 
Ernst Laboor

sehen Sozialdemo­
kratie befaßt hat­
ten, suchten deren 
Erfahrungen für die 
eigene Partei nutz­
bar zu machen. Die 
Partei strebte nach 
Verbindungen zu 
den Gewerkschaf­
ten und betonte un­
ter Vermeidung des 
Begriffs Sozialis­
mus, den sie als dis­
kreditiert ansah, 
den Schutz der so­
zialen Interessen 
der arbeitenden 
Menschen, die so­
ziale Absicherung 
marktwirtschaftli­
cher Reformen und 
strenge Rechts­
staatlichkeit. Bald 
aber drängten Inha­
ber gut dotierter 
Funktionen aus 
administrativen 
und kommerziellen 
Strukturen in die 
Partei. Es formier­
ten sich drei Flügel. 
Den einen nannte \ 
man liberal. Seine
Anhänger wollten ohne genügende Be­
rücksichtigung der russischen Realitä­
ten westliche Werte auf die russische 
Gesellschaft übertragen. Er gruppierte 
sich um Boris Orlow. Ein linker Flügel, 
den Sozialdemokraten zentristischer 
Orientierung auch als sozialistisch-kon­
servativ bezeichneten, wurde von G.J. 
Rakitskaja und A.M. Obolenskij reprä­
sentiert. Ein dritter 'Ibil der Mitglieder 
mit zentristischer Position bildete im 
November 1992, ein halbes Jahr nach 
dem IV. Parteitag, auf dem Orlow zum 
Vorsitzenden gewählt worden war, uit- 
ter Leitung von Rumjanzew das Russi­
sche Sozialdemokratische Zentrum 
(RSDZ). Schon auf dem nächsten Partei­
tag im Mai 1993 wurden Rumjanzew, 
Kudjukin und Obolenskij nicht wieder 
in den Parteivorstand gewählt. (Anato- 
lij Golow wurde 1993 Parteivorsitzen­
der, dem 1994 Alexander Obolenskij 
folgte.) Das Drittel der Mitglieder, die 
als echte Sozialdemokraten in den Ge­
werkschaften, in den Arbeitskollekti­
ven und in den Organen der territoria­
len Selbstverwaltung wirkten oder wir­
ken sollten, befand sich unversehens 
innerhalb der Partei in der Opposition. 
Die endgültige organisatorische Spal­

tung war nur eine Frage der Zeit. Infol­
ge dieser Querelen sank die Mitglieder­
zahl bis Mitte 1993 auf 2000 bis 3000. 
Dem RSDZ werden etwa 500 individuel­
le und einige kollektive Mitglieder zu­
gerechnet. An den Parlaments wählen 
beteiligen sich die zerstrittenen Sozial­
demokraten in verschiedenen konkur­
rierenden Wahlblöcken.

Parallel zu diesen Ereignissen fand 
ein keineswegs geradliniger Prozeß der 
Sozialdemokratisierung der Volkspar­
tei Freies Rußland (VPFR) statt. Alex­
ander Ruzkoj hatte sie 1991 aus der Par­
lamentsgruppe Kommunisten für De­
mokratie heraus und über die Zwi­
schenstufe Demokratische Partei der 
Kommunisten Rußlands formiert und 
Boris Jelzin eine Stimmenmehrheit für 
seine Wahl zum Präsidenten Rußlands 
verschafft. Die politische Freundschaft 
schlug nach dem August-Putsch 1991 
bald in Gegnerschaft und offene Feind­
schaft zwischen Präsident und Vizeprä­

Wieviele sozialdemokratische

Foto: Maruan Bahrour

sident um, in der sich ein Machtkampf 
zwischen noch sowjetischer Legislative 
und nach autoritären Vollmachten zur 
Durchsetzung der „Radikalreformen“ 
strebender Exekutive personifizierte. 
Nachdem Präsident Jelzin im Oktober 
1993 die Machtfrage mit Panzerkanonen 
entschieden hatte, geriet die VPFR in 
die Turbulenzen von (zeitweiligem) Ver­
bot, Amnestie und eigener Identitäts­
findung. Der zweite Mann in der Partei, 
Wasilij Lipizkij, derdiesozialdemokra­
tische Orientierung verkörperte, rückte 
mehr in den Vordergrund und fungierte 
schließlich als Vorsitzender der Partei, 
die sich inzwischen im Juni 1994 in Rus­
sische Sozialdemokratische Volkspar­
tei (RSDVP) umbenannt hatte. Wäh­
renddessen driftete Ruzkoj immer mehr 
auf radikal nationalistische und autori­
täre Positionen ab. Ob er heute noch der 
linkszentristischen Opposition zuzu­
rechnen ist, bleibt fraglich. Meldungen 
über einen Parteiausschluß, die er de­
mentiert, harren noch der Bestätigung.

Unter dem Einfluß der Vorgänge in 
der RSDVP und der Einsicht in die Er­
folglosigkeit bei anhaltender Zersplit­
terung setzen 1994 Annäherungsprozes­
se unter den sozialdemokratischen 

Gruppierungen ein. Das RSDZ setzte 
sich aktiv für den Zusammenschluß ein. 
Die Führung der SDRP aber leistete 
Widerstand, solange Golow an ihrer 
Spitze stand. In der Mitgliedschaft gär­
te es, und es kam zu Abspaltungen, aber 
auch zur Annäherung der bisher relativ 
selbständigen Fraktion Vereinigte So­
zialdemokraten, in der der früher aus 
dem Vorstand abgewählte Pawel Kud- 
jukin eine führende Rolle spielte. Sie 
wirkten in der SDPR für die Einheit. 
Der monatelange Konsultationsprozeß 
mündete am 30. Oktober 1994 in die 
Schaffung der Russischen Sozialdemo­
kratischen Union. Es vereinten sich die 
SDPR unter ihrem neuen Repräsentan­
ten Obolenskij, die RSDVP unter Lipiz- 
kij, ein Ibil der Partei der Arbeit, in der 
sich bis dahin sozialdemokratische mit 
syndikalistischen Positionen vermengt 
hatten, die Partei der Grünen und eini­
ge kleine Jugendgruppen. Bemerkens­
wert ist, daß die neue sozialdemokrati- 

sehe Organisation mit der Wahl Igor 
Jurgens’, des stellvertretenden Vorsit­
zenden der Allgemeinen Gewerk­
schaftskonföderation, in die Leitung 
über eine stabile Verbindung zu den 
Gewerkschaften verfügt. Der RSDU 
werden Kontakte zur Sozialistischen 
Internationale nachgesagt.

Außerhalb des Vereinigungsprozes­
ses blieben Anatolij Golow und seine 
Anhänger. Sie beanspruchten im Janu­
ar 1995 den Namen SDPR und die Bezif­
ferung ihres Parteitages als des VI. 
Über die Perspektiven dieser Organisa­
tion sind einstweilen nur Spekulatio­
nen möglich. Einige ihrer recht hoch 
plazierten Wunschvorstellungen haben 
keine Erfüllung gefunden.

In Rußland ist es inzwischen Mode 
geworden, ein sozialdemokratisches 
Aushängeschild zu tragen. Ibile der 
Oberschicht haben aus Shirinowskijs 
Wahlerfolg im Dezember 1993 und aus 
dem Beschuß des „Weißen Hauses“ die 
Schlußfolgerung gezogen, daß radika­
ler Liberalismus nicht zu den gewünsch­
ten Ergebnissen führt. Er provoziert 
nur Fundamentalopposition. Geeigne­
ter, den „demokratischen“ Reformkurs 
vom Unwillen des Volkes abzuschir­

men, im linken Wählerpotential zt 
„wildem“ und zugleich den wachsen 
den Einfluß der Kommunistischen Pär 
tei der Russischen Föderation (KPFR) 
zurückzudrängen, erschien ihnen eine 
sozialdemokratische Maskierung. Und 
so mutierten im Sommer 1994 die Gali, 
onsfiguren der „Demokraten“ Gawriil 
Popow und Anatilij Sobtschak, der 
noch kurz zuvor öffentlich über die Er­
richtung einer Monarchie nachgedacht 
hatte, zu „Sozialdemokraten“. Ex-Mini- 
ster Marschall Jewgenij Schaposchni- 
kow wurde zum „sozialdemokrati­
schen“ Symbolträger aufgebaut. Gor­
batschow zog mit. Er war einer der Red­
ner dieser Bewegung und stellte die lo­
gistische Basis zur Verfügung, aller­
dings ohne sich bisher organisatorisch 
zu binden.

Auch Alexander Jakowlew stellte 
früher gehegte Pläne zur Gründung 
eines Liberalen Bundes zurück und 
wurde „Sozialdemokrat“. Golow hoffte

— wie sich inzwi­
schen herausge­
stellt hat, vergeb­
lich — darauf, dab 
sich Jakowlew und 
die Bewegung für 
soziale Demokratie 
seiner Partei an­
schließen werden. 
Wenn es nicht in­
haltliche politische 
Gründe waren, so 
standen dem zumin­
dest die Ambitio­
nen beider Partei­
führer entgegen. 
Golow hoffte auch
— anscheinend ver­
geblich — auf die 
Sozialdemokrati­
sche Partei
Deutschlands.^^ 
die scheint bishe 
unbestätigten Mt 
düngen zufolge eil 
Zusammenarbeit 
sowohl mit Gorh 
tschow als auch mi 
Lipizkij abzuleh­
nen und sich auf 
Jakowlews Russi­
sche Partei der so­
zialen Demokratie 
zu orientieren. Pi­
kant ist, die neue 
„sozialdemokrati­
sche“ Partei seines 
langjährigen Bera­
ters wurde vom 
Präsidenten Jelzin 
mit einer Botschaft 
bedacht.

Sollte sich die Russische Sozialdemo­
kratische Union zu einer einflußreichen 
linken Partei entwickeln, die sich an 
den Interessen der Werktätigen orien­
tiert, die die tiefe allumfassende Krise 
des russischen Staates und der russi­
schen Gesellschaft helfen will zu über­
winden und die deshalb gemeinsame: 
Handeln mit anderen, in ähnlicher 
Richtung wirkenden Kräften anstrebt, 
könnte sie im bevorstehenden Wahi- 
kampf als ernst zunehmender Faktor 
das linke und zentristische Spektrum 
politisch beleben und stärken. Im Zu­
sammenwirken etwa mit der Sozialisti­
schen Partei der Werktätigen, der 
KPFR, der Agrarpartei, auch der Demo­
kratischen Partei könnte sie eine wich­
tige Oppositionskraft werden. Die „so­
zialdemokratische“ Mimikry der Libe­
ralen aus dem sich umgruppierende.' 
Lager der „Demokraten“ aber bedeu 
tet, falls diese ihr eigenes Wesen erfolg­
reich zu maskieren verstehen, eine niet’ 
zu unterschätzende Gefahr für die tat­
sächlichen Linken.

Prof. Dr. Ernst Laboor ist Mitglied 
Arbeitsgruppe Frieden und internal^ 
nale Politik beim PDS-Parteivorstand
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Solidarität mit der revolutionären EZLNI
Gegen den Krieg in Chiapas
Aktueller Bericht aus Mexiko, aus: „Göttinger Drucksache“

Mexiko ist eines der Musterländer 
des Neoliberalismus. Jener bru­
talen Wirtschaftspolitik, die als 
zentrale Elemente die Privatisierung 

staatlicher Betriebe (insbesondere 
Dienstleistungen: Bahn, Wasserversor­
gung, Telefon, Strom ...), Lohnsen­
kung und Sozialabbau, Steuersenkun­
gen oder -befreiungen fü/ das Kapital, 
beinhaltet, kurzum: optimale Profitbe­
dingungen darstellt. Diese Politik hat 
in Mexiko unter Federführung der USA 
und des IWF in den letzten Jahren zu 
einer weiteren Verelendung und dem 
weitgehenden Wegfall der ohnehin 
schmalen Lebensgrundlage der Men­
schen geführt. Selbst die Regierung gibt 
offiziell zu, daß 25% der Bevölkerung 
keinerlei Zugang zu Gesundheitsver­
sorgung haben. Kinderarbeit jeglicher 
Form gehört zum normalen Bild jeder 
Stadt, auch Slums aus Pappkartonhüt­
ten sind keine Seltenheit. tI. Januar 1994:
Der Auf stand beginnt Kämpfer der EZLN, Januar 1994 (Bilddokument aus: „Kommunistische Arbeiterzeitung“).

Gegen diese Verhältnisse regt sich seit 
langem Widerstand. Die Welt horchte 
auf, als am 1. Januar 1994 aus Anlaß der 
Einführung des Nordamerikanischen 
Freihandelsabkommens NAFTA (ver­
gleichbar dem EG-Binnenmarkt in Eu­
ropa) die Guerilla-Armee EZLN in Chia­
pas mehrere Städte besetzte und kurz­
fristig unter ihrer Kontrolle hielt. Klei­
nere Gemeinden wurden längere Zeit 
besetzt, die Großgrundbesitzerinnen 
vertrieben, das vorhandene Land ge­
meinsam genutzt und die Güter gerecht 
verteilt.

Am 9. Februar 1995 hat der mexikani­
sche Präsident Zedillo in seiner .Rede 
zum Verfassungstag unter offensichtli­
chen Vorwänden den im Januar 1994 ge­
schlossenen Waffenstillstand mit der 
Befreiungsbewegung EZLN (Ejärcito 
Zapatista de Liberaciön Nacional) ge­
brochen. Die mexikanische Armee 
führt seitdem einen mörderischen 
Krieg gegen die Zivilbevölkerung und 
die EZLN im lacandonischen Urwald 
von Chiapas (Südmexiko).

Im ganzen Land rollt eine Verhaf­
tungswelle gegen Oppositionelle, denen 
Mitgliedschaft oder Sympathie für die 
EZLN vorgeworfen wird. Oft müssen 
die Menschen unter Gewaltandrohung 
und Folter vorformulierte Erklärungen 
unterschreiben. z

Weiterhin erklärte der Präsident, daß 
die Identität des Subcomandante „Mar­
cos“ mit Raphael Sebastian Gulliän Vi­
cente festgestellt sei. Dazu wurden im­
mer wieder einige Fotos gezeigt, die 
dies belegen sollten. Die EZLN bestrei­
tet, daß der Vorgenannte „Marcos“ ist. 
Es wird allerdings vor allem darauf hin­
gewiesen, daß diese Sache nicht wichtig 
es, denn „Marcos“ ist nur Sprecher der 
Bewegung, es wird betont, daß es in 
Mexiko viele „Marcos“ gibt... Der Prä­
sident nannte vier weitere Namen von 
angeblichen Leitungsfunktionärinnen 
der EZLN, dazu wurden keinerlei Fotos 
gezeigt. Zwei dieser fünf wurden am fol­
genden Ihg festgenommen. Einer der 
beiden ist ein engagierter Anthropologe 
aus San Christobal, der sich nach Regie­
rungssicht als Tbil der Führungsspitze 
der EZLN in seinem Haus befunden ha­
be, nachdem zwölf Stunden vorher auf 
allen Sendern sein Name als einer der 
Hauptverdächtigen genannt wurde!

Die Desinformation des mexikanischen 
Fernsehens und der größten Nachrich­
tenagentur erscheint wie eine Mischung 
aus „Aktenzeichen XY ungelöst“ und 
„RTL — Reality TV“ auf mexikanisch.

EZLN: Geplanter Genozid 
gegen das Volk von Chiapas
Der Bevölkerung soll auch suggeriert 
werden, daß die Leitung der EZLN aus 
anderen Ibilen Mexikos stamme und 
mit ihren Interessen eigentlich nichts zu 
tun habe. Die EZLN hat erklärt, daß ihr 
einziger Befehlsgeber ihr Geheimrat 
ist, der sich nach Delegationsprinzip 
aus allen ihren Teilen zusammensetzt 
und ausschließlich aus Indios besteht. 
Die Verelendung der Indios, insbeson­
dere in Chiapas, wird auch offiziell 
nicht bestritten, nur sollen sich die Men­
schen „an den friedlichen, demokrati­
schen Weg“ halten. Im Fernsehen er­
scheinen nette Soldaten, die Geschenke 
an Kinder verteilen und der Bevölke­
rung bei einer Naturkatastrophe hel­
fen. Die Wahrheit sieht anders aus!

80000 Soldaten (= zwei Drittel der 
mexikanischen Armee) sind in Chiapas 
im Einsatz. Diese wurden zumindest 
zeitweilig im Grenzgebiet zu Guatema­
la auf mexikanischem Territorium 
durch gefürchtete Eliteeinheiten der 
Armee Guatemalas unterstützt. Jour­
nalistinnen und Menschenrechtsorgani­
sationen haben keinerlei Zugang zum 
Kriegsgebiet. Die wenigen durchsik- 
kemden Berichte und die Erklärungen 
der EZLN bestätigen die grausamsten 
Befürchtungen. Es gibt viele Täte, die 
Zivilbevölkerung wird aus der Luft 
bombardiert. Gefangene werden gefol­
tert. Zehntausende sind auf der Flucht 
vor der Armee. Die EZLN spricht vom 
geplanten Genozid gegen das Volk in 
Chiapas.

Die EZLN hat sich in den > 
Urwald zurückgezogen
Die EZLN hat sich aus den Gemeinden, 
die sie seit 13 Monaten kontrollierte, in 
den schwer zugänglichen lacandoni­
schen Urwald zurückgezogen. Dabei 
wurden Rückzugswege vermint und po­

tentielle Landepisten der Armee zer­
stört. Die EZLN hat für ihre Mitglieder 
den „Roten Alarm“ ausgegeben. Die 
Regierung behauptet, die EZLN würde 
aus 12000 Kämpferinnen bestehen, da­
von allerdings nur ein kleiner Tbil 
scharf bewaffnet. Die Menschen in 
Chiapas sprechen von einer zahlenmä­
ßig größeren Befreiungsarmee, genau 
weiß es niemand. Die Menschen haben 
Vertrauen in die EZLN, da sie den Ur­
wald sehr genau kennt und-sich bereits 
länger als zehn Jahre vorbereitet haben 
soll. Die „Geisel“ dieses Krieges ist wie­
der einmal die Zivilbevölkerung.

Protest und Widerstand 
auch in Mexiko-Stadt
In Mexiko-Stadt haben am vergangenen 
Samstag zum vierten Mal innerhalb von 
zehn lägen mehr als 100000 Menschen 
gegen das Morden in Chiapas, für die 
EZLN und umfassende soziale Gerech­
tigkeit demonstriert. Entschlossen und 
mitreißend riefen sie immer wieder 
„EZLN“, „Ibdos somos Marcos“ („Wir 
alle sind Marcos“), „Ya basta“ („Es 
reicht“) und beschimpften die Präsiden­
ten Mexikos und der USA als Mörder.

In ganz Mexiko gibt es schon lange 
eine starke soziale Oppostionsbewe- 
gung, die nun stark mobilisiert und die 
Forderung nach Frieden mit weiterge­
henden Forderungen verbindet. Große 
Teile dieser Bewegung streben eine so­
zialistische Revolution an. Tbil der Be­
wegung ist auch die im Parlament ver­
tretene Partei PRD (Partei der. demo­
kratischen Revolution), deren Kandi­
dat in Chiapas eine Gegenregierung 
ausgerufen hat, da er sich als der eigent­
liche, nur durch Wahlbetrug verhinder­
te Wahlsieger ansieht. Dazu hat der 
kürzlich zurückgetretene Gouverneur 
von Chiapas ein halbes Jahr lang über 
Fernsehen täglich dreimal verkündet, 
daß die umstrittenen Wahlen „... die 
saubersten der ganzen Welt“ gewesen 
seien...

Ein mörderisches Kredit­
geschäft mit den USA
Wenige läge vor der Kriegserklärung 

wurde Mexiko unter Führung der US- 
Regierung ein Kredit über 40 Milliarden 
US-Dollar gewährt. Bedingungen für 
die Kreditvergabe sollen unter ande­
rem gewesen sein:
— Die Zusage, die staatliche mexikani­
sche Ölgesellschaft Pemex in absehba­
rer Zeit zu privatisieren. Dies soll dem 
US-Kapital das direkte Eigentum an 
den Rohstoffen sichern.

— Pemex wird verpflichtet, an alle 
ausländischen Abnehmer eine unwider­
rufliche Anweisung herauszugeben, 
daß diese künftig ausschließlich in US- 
Dollar an eine Bank in den USA zahlen 
müssen (nach Worten des US-Finanzmi- 
nisteriums).

— Gesetzliche Schritte, durch die 
Mexiko die Bewegungsfreiheit der Me­
xikanerinnen im eigenen Land ein­
schränkt. Mexikanerinnen, die sich ille­
gal in den USA aufhalten oder bei dem 
Versuch, die Grenze zu überwinden, 
verhaftet werden, sollen in das Landes­
innere abgeschoben werden und mit 
Aufenthaltsverbot für die Grenzregion 
belegt werden.

— Und natürlich vor allem das mör­
derische Vorgehen gegen die EZLN. 
Dabei spielt die Tatsache, daß das mexi­
kanische öl überwiegend in Chiapas ge­
fördert wird und durch Pipelines direkt 
bis in die USA geliefert wird, eine we­
sentliche Rolle.

Über diese Bedingungen nehmen Prä­
sident Clinton und die machthabenden 
wirtschaftlichen und politischen Kreise 
der USA direkten Einfluß und tragen 
somit Verantwortung für das Sterben in 
Chiapas! In Aufrufen wird deshalb auch 
von der Regierung „Zedillo-Clinton“ 
gesprochen. Es ist die Kontinuität von 
ökonomischer Erpressung und politi­
scher und militärischer Einflußnahme 
des US-Imperialismus als neokoloniali­
stische Macht in Lateinamerika.

Schluß mit dem Morden gegen die Zivil­
bevölkerung und die EZLN! Die Armee 
raus aus Chiapas! Todos somos Zapati- 
stas! Ya Basta! Viva la EZLN, Viva la 
Revolution!

Aus: „Göttinger Drucksache“ Nr. 180, 
24.2.1995.
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Der Metalltarifstreik 
in Bayern
3. März: Situationsbericht von Peter Feininger

Bei MAN in Augsburg werden seit 
Freitag, den 24. Februar, alle drei 
Werke — Roland Druckmaschinen, 
B&W Dieselmotoren und Neue Tbchno- 

logie — bestreikt. Bestreikt wurde zu­
nächst nur der gewerbliche Bereich. Die 
Produktion wurde schon mit der Früh­
schicht des ersten Streiktages völlig 
lahmgelegt. Die Ihre waren dicht, die 
nicht organisierten gewerblichen Ar­
beitnehmer blieben praktisch aus­
nahmslos der Firma fern. Die Presse be­
richtet immer wieder von der Geschlos­
senheit und Disziplin der Streikposten, 
die Thg und Nacht bei eisiger Kälte, Re­
gen und Schneetreiben ausharren, so­
wie von zahlreichen Solidaritätsbekun­
dungen und Unterstützung von Passan­
ten und Anwohnern.

In Augsburg waren wie in ganz Ba­
yern die Angestellten wegen ihres nie­
drigen Organisationsgrades zunächst 
vom Streik ausgenommen. Ab Mitt­
woch, den 1. März, wurden die Ange­
stellten in allen Augsburger MAN-Wer- 
ken in den Streik mit einbezogen. Wa­
ren vorher 3370 gewerbliche Arbeitneh­
mer zum Streik auf gerufen, so sind jetzt 
einschließlich der Angestellten 5521 Be­
schäftigte aufgerufen. Nach Mitteilung 
der IG Metall seien davon 5340 dem 
Streikaufruf gefolgt und hätten sich am 
Arbeitskampf beteiligt. Der IG-Metall- 
Bevollmächtigte Schneider spricht von 
einem „zündenden Erfolg“, da 85 % der 
Angestellten dem Streikaufruf gefolgt 
seien, obwohl nur etwa 30% organisiert 
seien. Massiv verstärkte Streikposten 
und eine Kundgebung vor dem kritisch­
sten Tbr am Mittwoch morgen haben zu 
diesem Erfolg geführt. Erst jetzt kann 
man behaupten, die Streikfront steht. 
Anfangs waren in ganz Bayern nur 
11000 Organisierte zum Streik aufgeru­
fen. Es waren neben den drei MAN-Wer- 
ken in Augsburg die AEG-Hausgeräte 
in Fürth, Rieter, Schubert & Salzer, 
Wacker-Werke in Ingolstadt, Grob 
Flugzeugwerke in Kempten, Wacker- 
Werke in München, Kögel Fahrzeug­
werk in Neu-Ulm, ABB-Turbinen, AEG 

Hausgeräte, Faun, Hercules, IR3 Video 
International, Nokia Kabel, Siemens 
AG GZ AS/1M, Siemens AG TW in 
Nürnberg, Zarges Leichtbau in Weil­
heim, Huppmänn in Würzburg.

Seitdem hat die IG Metall die Streik­
front sukzessive ausgedehnt. Insgesamt 
werden nun 33 Unternehmen mit 35000 
Beschäftigten bestreikt, von . denen 
20000 Mitglieder der IG Metall sind. 
Einbezogen sind nun das Siemensleuch­
tenwerk mit 1300 Beschäftigten und die 
Bosch-Siemens-Hausgeräte mit 2700 
Beschäftigten in Traunreut, Mengele 
Landmaschinen in Günzburg mit 535 
Beschäftigten, Meiller Kipper in Mün­
chen mit 1700 Beschäftigten, König und 
Bauer in Würzburg und Trennfeld-Trie­
fenstein, Demag Tbchnica in Würzburg, 
Mannesmann Demag in Schwaig, Sie­
mens AG Med in Kemnath ... Der 
Streik der IG Metall in Bayern wird in 
den Medien auch nach der Ausweitung 
am 1. März immer noch als Streik „auf 
Sparflamme“ bezeichnet. Die gesamte 
Metallbranche in Bayern umfaßt 700000 
Beschäftigte, das sind 56% aller Indu­
striebeschäftigten in Bayern. Die wich­
tigsten Branchen sind die Elektroindu­
strie mit 234000 Beschäftigten, der Ma­
schinenbau mit 164 000 und der Straßen­
fahrzeugbau mit 150000 Beschäftigten. 
Von den im Verband der Bayerischen 
Metall und Elektroindustrie (VBM) or­
ganisierten Betrieben sind 90 Prozent 
mittelständische Betriebe, 75 Prozent 
haben weniger als 500 Beschäftigte.

Die einzelnen bestreikten Mittel­
ständler oder auch Konzemteile kom­
men zwar erheblich unter Druck — wie 
die ersten, völlig unterschiedlichen 
Reaktionen von AEG, Siemens oder 
Grob schon zeigen —, aber es ist frag­
lich, ob der Druck auf den Gesamtver­
band des VBM durch die Punktstreik­
taktik stark genug ist, um einen an­
nehmbaren Abschluß zu erzwingen. Es 
besteht dabei die Gefahr, daß bei länge­
rer Dauer des Streiks Gesamtmetall mit 
den betroffenen Mitgliedsfirmen soli­
darischer umgeht als die IG Metall mit

den betroffenen Beschäftigten. Die un­
gleiche Verteilung der Opfer, die die 
Streiktaktik der IG Metall für die Be­
schäftigten der Branche mit sich bringt, 
wird bei längerer Dauer zu einer großen 
Belastung der Auseinandersetzung. Zu­
mal die IG Metall, die ja durch diese 
Taktik ihre Streikkasse gewaltig 
schont, nicht die geringsten Anstalten 
macht, den streikenden Belegschaften 
einen "Sonderfonds zur Verfügung zu 
stellen, um die Verluste aus dem Streik­
geld irgendwie auszugleichen oder an 
während des Streiks neuaufgenomme­
ne Gewerkschaftsmitglieder sofort was 
zu zahlen.

Die mittelständischen Betriebe fürch­
ten vor allem um das Betriebsklima bei 
Streik oder Aussperrung. So sah sich 
Grob genötigt, die Beschäftigten durch 
bezahlten Sonderurlaub aus dem Streik 
zu nehmen — die Spaltung der Beleg­
schaft durch den 54er Streik sitzt ihm 
jetzt noch in den Knochen. Siemens vor­
stand von Pierer dagegen hätte, wenn es 
beim VBM nur nach ihm ginge, sofort 
ausgesperrt. Die Geschäftsführung von 
AEG sieht unerträgliche Konkurrenz­
nachteile auf sich zukommen und lastet 
ihr Mißgeschick dem Arbeitgeberver­
band an; bei einer Verhärtung der Fron­
ten würde AEG Hausgeräte eher aus 
dem Arbeitgeberverband ausscheren 
und einen Haustarif anstreben. Bei 
MAN Roland ist man besorgt um die 
Wettbewerbsfähigkeit: „Die Kapazitä­
ten in der mechanischen Fertigung und 
Montage sind in der jetzigen Auf­
schwungphase bis Mitte des kommen­

den Jahres voll ausgelastet.“ Ansonsten 
beißt der MAN-Vorstand mit süß-sau­
rem Gesicht die Zähne zusammen.

Die Vereinigung Mittelständischer 
Unternehmer (VMU) kündigt die Grün­
dung einer eigenen Interessenvertre­
tung an und kritisiert Gesamtmetall: 
Die Arbeitgebervereinigung halte an 
überkommenen Strukturen fest, an­
statt „innovative Thrifpolitik“ zu be­
treiben. Die VMU schlägt „betriebsin­
dividuelle Lohn- und Gehaltsvereinba­
rungen“ vor. Die Lohnerhöhungsspan­
ne solle ein bis vier Prozent betragen. - 
Die IG Metall würde eine Spaltung des 
Arbeitgeberlagers eher fürchten als be­
grüßen, wäre sie dann doch zum Ab­
schluß unterschiedlicher Tarifverträge 
gezwungen.

Der Beschluß des VBM auf seiner Th- 
gung in Freising am 3. März signalisiert 
Verhandlungswillen, droht aber gleich­
zeitig Aussperrungen an, falls es 
zum 8. März nicht zu einem Verhäng 
lungsergebnis kommt. Dieser termi­
nierte allgemeine Aussperrungsbe­
schluß sei angeblich mit großer Einmü­
tigkeit im Arbeitgeberverband gefal­
len. Gleichzeitig vereinbarte die IG Me­
tall mit dem VBM die Wiederaufnahme 
der Verhandlungen ab Montag, den 6. 
März, Die Vorbedingung eines konkre­
ten Lohnangebotes hat der Bezirkslei­
ter Neugebauer schon vor einigen Thgen 
fallenlassen. Angeblich bestehe Ge­
samtmetall auch nicht mehr auf einer 
Kompensation, was die IG Metall jetzt 
schon — hoffentlich nicht zu früh — als 
ihren Erfolg wertet.

Hamburg. „ Peanuts für alle, bar auf die Kralle“, war das Motto eines Rosenmontags­
umzugs von Bank- und Versicherungsbeschäftigten der Gewerkschaft Handel, 
Banken und Versicherungen (HBV) am 27. Februar in der Hamburger Innenstadt. Die 
HBV fordert 6 °/o, mindestens250 DM.

Selbstverwaltete Betriebe 
ohne Chefin und Chef
Frankfurt. 200 selbstverwaltete Betriebe 
sind bis November 1994 in Hessen ge­
gründet worden, wie das netz Hessen 
aufgrund seiner durchgeführten Be­
triebsberatungen hochrechnet. Da­
durch wurden auf der Suche nach sinn­
voller Beschäftigung und selbstbe­
stimmter Arbeit etwa 1000 Arbeitsplät­
ze geschaffen. In Zeiten hoher Arbeits­
losigkeit ist das Motto „Arbeitsplätze 
selber schaffen“ demnach wieder ge­
fragt. Selbstverwaltete Betriebe haben 
nach dem Boom der 80er Jahre neuen 
Zulauf.

Hochschulabsolventinnen arbeiten 
nach dem Studium in Ingenieurbüros 
zusammen. Hebammen gründen Ge­
burtshäuser. Berufliche Wiedereinstei­
gerinnen bieten Haushaltsdienste, Par­
ty- und Wäscheservice an. Behinderte 
entwickeln technische Hilfsmittel für 
Behinderte. Naturkostläden finden sich 
unter den Gründerinnen ebenso wie 
Softwareentwicklerinnen. Allen ist 
gemein: Sie haben keine Chefinnen, 
sondern arbeiten im Tbam und bieten 
meist umweltfreundliche Produkte und 
Dienstleistungen an.

140 Betriebe bilden das netz Hessen 
mit Sitz in Frankfurt. Es existieren et­
wa 2000 solcher Betriebe in Hessen mit 
nahezu 12000 Beschäftigten. Zahlende; 
Bundesanstalt für Arbeit liegen diese; 
Hochrechnung zugrunde.

Zu Gründung und Förderung selbst­
verwalteter Betriebe kann beim netz 
Hessen unter Tbl. 069-1310407 angefor­
dert werden.
Uwe Weppler in: „netz INFO“, 1/95

Bundesweites Treffen 
gegen Erwerbslosigkeit
Köln. Auf Einladung der Arbeitslosen­
selbsthilfe „WIR“ aus Köln fand in den 
Räumen der alten Mensa das erste Tref­
fen der BAGs in diesem Jahr statt.

Die BAGs sind ein Zusammenschluß 
aus Arbeitslosenzentren, Initiativen 
und Selbsthilfegruppen sowie seit sei 
ner Gründung von Teilen des Arbeitslo­
senverbandes Deutschland eV. Aus die­
sem Zusammenschluß arbeiten drei ge­
wählte Delegierte in der nationalen 
Armutskonferenz mit und auf verschie­
denen europäischen Antiarmutsnet: 
werken, wie dem EAPN und derENt 
Zur Zeit konstituiert sich ein weitert 
europäisches Netzwerk mit dem Nam#



______________________________________________________

NORDRHEIN-WESTFALEN

Berichte unc'Qeportagen regional ükJbQ j

TÜBINGEN

Landesparteitag der Republikaner in Düren
Wie erst am Donnerstag vor dem Partei­
tag bekannt wurde, tagten die REPs NRW 
am Samstag, 4.3. in Düren-Niederau, um 
eine Landesliste für die Landtagswahl 
NRW am 16.5. aufzustellen und den Wor­
ten ihres Vorsitzenden Schlierer zu lau­
schen.

Leider nahmen nur 100 bis 120 Antifa­
schistinnen die Gelegenheit wahr, ihren 
Protest gegen dieses Nazitreffen zum 
Ausdruck zu bringen. Der Landesinnen­
minister Schnoor befand es seinerseits 
für richtig, 500 Polizistinnen zu dem 
Zwecke zu mißbrauchen, die REPs vor 
diesen Protesten zu schützen. Bei die­
sem Kräfteverhältnis war klar, daß der 
Parteitag der REPs ohne Störungen ab­
laufen konnte. Die Demonstrantinnen 
wurden hinter eine Barriere geprügelt 
und dort in Schach gehalten. Moderne 
Käfighaltung!

Im Vorfeld hatte es Stellungnahmen 
der berüchtigten „Gemeinschaft der 
Demokraten“ gegeben, die ein eindeuti­
ges : „Wir sind dagegen, die Details re­
gelt die Polizei“ schmetterten. Am wei­
testen lugte der DGB hervor, der „das 
Feld nicht den Chaoten überlassen“ 
wollte und eine ca. 5 Personen starke 
Delegation an den Ort des Geschehens 
schickte. Wer ansonsten diese geballte 
Anti-REP-Front am Samstag erleben 
wollte, mußte schon das Radio einschal­
ten, um deren Studio-Stellungnahmen 
mitzukriegen.

Irgendeine Polizeikontrolle hatte — 
welche Überraschung — einen Wagen­
heber gefunden und konnte damit das 
Bild der schlimmen Chaoten bedienen. 
Wie nicht anders zu erwarten, erschie­
nen die REPs dagegen als bieder. Eine 
besondere Lachnummer waren die 
durchaus zahlreichen polizeieigenen 
Aufkleber gegen Ausländerfeindlich­
keit und rassistische Gewalt. Dienst ist 
Dienst und Schnaps ist Schnaps. Mit 
dieser Einstellung hatten (Polizei-)Be- 
amte schon einmal die Demokratie zu 
Grabe getragen. In dieser Tradition 
schützten sie heuer das Recht der REPs, 
die Brandfackeln zusammenzustellen, 
die sie dann jugendlichen Anhängern in 
die Hand drücken ... bis zu den Lichter­
ketten und dann das Ganze von vorn.

Die Presse ... na ja, die Presse! Lie­
ber nicht.

Nett war der Einsatzleiter der Polizei. 
Er verkündete: „Also, wir werden das 
durchsetzen. Klar. Da gibt es keine Ab­
striche. Wir wollen keine Prügelorgie. 
Wenn Sie ein bißchen mitspielen, wird 
es schon ohne Blutvergießen gehen. 
Aber sie müssen ein bißchen mitma­
chen. Ich versteh’ ja, daß sie nicht ein­
fach Weggehen. Aber ein bißchen mit­
machen sollten Sie schon. Gruppe 1 
marsch!“ und dann gab’s erst mal Sen­
ge. Das nennt mensch dann Deeskala­
tionspolitik der NRW-Polizei.

In der Presse steht, daß die Chaoten 
danach nach Stolberg weiterreisten. 
Die Klischees der großen Presse sind 
also bis in die Provinz vorgedrungen. 
Hintergrund ist, daß seit Wochen für 
den Samstag eine Demonstration unter 
dem Motto „Gestern vergast — heute 
abgeschoben — Bleiberecht für Roma“ 
angekündigt war. An der Demonstra­
tion nahmen ca. 150 Personen, darunter 
zahlreiche Roma teil. Vor dem Bahnhof 
in Stolberg wurde ein Mahnmal einge- 
weiht, das in Form des zerbrochenen 
Wagenrades auf einer Eisenbahnschie­
ne an die Verschleppung von 36 Roma 
aus Stolberg nach Birkenau vor genau 
50 Jahren erinnert. Die Bundesbahn hat 
dem zwar noch nicht zugestimmt, wird 
sich aber dem öffentlichen Druck nicht 
entziehen können. Auch hier bestätigt 
sich, daß die konservative CDU-orien- 
tierte Presse solche Aktivitäten neutra­
ler darstellen kann als die solzialdemo- 
kratische Konkurrenz. In den Stolber­
ger Nachrichten wurden 100 Demon­
strationsteilnehmerinnen einfach ver­
schwiegen, die Teilnahme der Roma 
heruntergespielt, alle Aussagen der 
Rednerinnen als sogenannte dargestellt 
und die überdimensionierte Präsenz der 
Polizei (300) in den Mittelpunkt nicht 
der Kritik, sondern der Berichterstat­
tung (Überschrift) gestellt.
- (K.H.,WN-BdA Aachen)

Die Universitätsstadt Tübingen hat sich 
am 23. Februar der bundesweiten Kam- ' 
pagne „Jäger 2000 stoppen — soziale 
Sicherheit schaffen“ angeschlossen.

Der Kulturausschuß der Universitäts­
stadt beschloß auf Initiative zweier 
Stadträte der Alternativen Liste (AL), 
Bruno Gebhard-Pietzsch und Claudia 
Haydt, daß sich die Universitätsstadt 
der Kampagne „Jäger 2000 stoppen.—, 
soziale Sicherheit schaffen“ anschlie­
ßen soll. Dazu soll die Stadt Tübingen 
im Gemeindetag von Baden-Württem­
berg und im Deutschen Städtetag eine 
Initiative starten „mit dem Ziel, dieses 
Rüstungsprojekt zu stoppen und beim 
Bund/Land durch geeignete Maßnah­
men dafür zu sorgen, daß durch die frei­
werdenden rund 140 Milliarden DM 
auch die Finanzausstattung der Städte 
und Gemeinden verbessert wird.“ Wei­
ter heißt es im von den Gemeinderäten 
beschlossenen Tbxt: „Denn nur dann ist 
sichergestellt, daß die Gemeinden und 
Städte auch weiterhin ihre sozialen und 
ökologischen Pflichtaufgaben befriedi­
gend erledigen können.“

Das Rüstungs-Informationsbüro 
(RIB) begrüßt nach Angaben des Tübin­
ger Vorstandsmitgliedes Tbbias Pflü­
ger diesen Beschluß: „Der neue Vorsit­
zende des Gemeindetages von Baden- 
Württemberg, der Tübinger Oberbür­
germeister Dr. Eugen Schmid, hat somit 
gleich zu Beginn seiner Amtszeit von 
seinem Gemeinderat eine Initiative auf­
getragen bekommen, die die immer wei­
ter drohende Finanzknappheit der 
Kommunen tatsächlich effektiv lindem 
könnte.“ „Das Rüstungsprojekt Euro­
fighter 2000 ist“, so beschreibt Pflüger 
die gesamtpolitische Dimension, „nicht 

nur das teuerste europäische Rüstungs­
projekt aller Zeiten, es ist auch frie­
denspolitisch vollkommen unnötig. Die 
Planungen des Eurofighters stammen 
noch aus dem kalten Krieg, ursprüng­
lich sollte der Jäger die „feindlichen“ 
MIGs abfangen, inzwischen ist ein Tbil 
dieser MIGs in Bundeswehrbesitz. Ein 
Jagdflugzeug, zumal ein Jagdbomber, 
ist für die sicherheitspolitische Lage in 
Europa eher gefährlich.'Der ,Jäger* ist 
inzwischen eingebunden in die Strate­
gie der Bundeswehr für die neuen soge­
nannten Krisenreaktionskräfte (KRK) 
für Einsätze „Out of Area“.

Mit dem „Eurofighter 2000“ soll ein 
umfangreiches Aufrüstungsprogramm 
,Neue Waffen für die neue Bundeswehr* 
sprich die schnellen Eingreiftruppen ge­
startet werden: neue Kampfhubschrau­
ber (UHU, NH 90), eine Neuaufrüstung 
von Panzern, ein umfassendes Anschaf­
fungsprogramm • für die Marine, neue 
elektronische Meldesystemen etc. Die 
Bundeswehr soll „krisenreaktionsfä­
hig“, sprich kriegsfähig gemacht wer­
den, und das genau 50 Jahre nach 
Kriegsende. Es ist, so Tbbias Pflüger, 
„zu hoffen, daß sich weitere Städte und 
Gemeinden nicht nur aus Finanzinter­
esse der Initiative anschließen**.

In Tübingen war zuvor die Kampagne 
„Jäger 2000 stoppen — soziale Sicher­
heitschaffen“ von vielen Gruppen aktiv 
unterstützt worden, vor allem die im 
Tübinger Friedensplenum zusammen­
gefaßten Gruppen hatten für die Unter­
stützung der Kampagne zum Stopp des 
Baus des Jagdflugzeuges auf gerufen.

aus Materialien des Rüstungs-Informa­
tionsbüro Baden-Württemberg, Tel. + 
Fax:07071-49154

ITACA, welches sich aus Initiativen aus 
mehreren europäischen Ländern zu- 
sammensetzt. So soll nach den letzten 
Beratungen im Oktober ein größeres 
Konzert in Hamburg stattfinden, um 
die Vernetzung von unten zu fördern 
und gemeinsame Strategien gegen So­
zialabbau und Derregulierung zu erar­
beiten.

Ein weiteres Thema ist die Abwehr 
gegen Zwangsarbeit und ähnlicher 
Zwangsdienste im Programm der jetzi­
gen Bundesregierung.

Leider gibt es in Köln sehr wenig In­
teresse an einer bundesweiten Zusam­
menarbeit von Erwerbslosen, so daß die 
ehrenamtliche Arbeit seit einigen Jah­
ren an der ALSH hängengeblieben ist. 
Wer Interesse an dieser Arbeit hat, 
könnte sich an die ALSH WIR wenden. 
Wir würden uns freuen.
Unsere Addresse: ALSH WIR c/o 
Ruck-Eiermann, Richy-Wagner-Str. 4, 
50674 Köln

WDR-Tarifabschluß - 
Neuer Honorar-Rahmen
Köln. Eine Tariferhöhung von zwei Pro­
zent für die freien Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen des Westdeutschen Rund­

funks hat die IG Medien am 27. Januar 
ausgehandelt. Für die vergangenen 
Monate ohne Thriferhöhung geht eine 
einmalige Zahlung von 200 Mark an all 
die rund 1200 Freien, die im Jahre 1994 
vom WDR Urlaubsentgelt erhalten ha­
ben.

Wie üblich hat der WDR versprochen, 
die zweiprozentige Thriferhöhung nicht 
nur bei den Mindestvergütungen, son­
dern auch bei den effektiv gezahlten 
Honoraren anzuwenden. Außerdem 
tritt für das aktuelle Femseh-Regional- 
programm ein neuer Honorarrahmen in 
Kraft, der die Regelhonorare besser ab­
sichert als bisher. Bisher konnte der 
WDR die Vergütungen ins Bodenlose 
fallenlassen (bzw. Tbriferhöhungen 
nicht weitergeben), ohne den Tarifver­
trag dabei zu verletzen. Bisher standen 
im tariflicheil Honorarrahmen nur zwei 
Positionen für Fernsehreportagen mit 
einem Minimum von nur 285 bzw. 444 
Mark.

Stattdessen sind nun die Vergütungen 
nach der Art und Qualität der Fernseh­
berichte gestaffelt. Das beginnt bei 
mindestens 377 Mark für einen Nach­
richtenfilm von unter 45 Sekunden und 
geht in fünf Etappen bis zu mindestens 
2 601 Mark für einen „Magazinbeitrag**. 

Nicht eingelassen hat sich die IG Me­
dien auf eine Vergütung nach Thgessät- 
zen, wie sie bisher im Programmbereich 
Landesprogramme . (Aktuelle Stunde 
und Femsehfenster) praktiziert wurde. 
Denn die Thgessätze sanken mit dem 
dritten Thg auf nur 220 Mark und ver­
koppelten die Vergütung zu stark mit 
den „Prognose“tagen.

Die Forderung nach einem veränder­
ten Honorarrahmen war der Grund, 
warum die Thrifrunde ’94 für die WDR- 
Freien sich diesmal bis ins folgende 
Jahr hingezogen hat.

Der neue Thrifvertrag gilt bis zum 
30.9.1995. Auch wichtige Positionen im 
Honorarrahmen für den Hörfunk sollen 
geändert werden. Die IG Medien hat 
dazu Forderungen vorgelegt, denen der 
WDR einen eigenen Vorschlag entge­
gengestellt hat. Weitere Gespräche 
darüber wurden aber in den März ver­
tagt.
— (aus „Freibrief“ Zeitschrift der IG 
Medien)

Demonstration gegen 
Abschiebepolitik
Freiburg. Am 17.2.95 protestierten in 
Freiburg in der Mehrheit afrikanischi- 

sche Flüchtlinge gegen die Abschiebe­
politik in Baden-Württemberg. Mit ei­
ner Resolution, die dem Verwaltungs­
gericht Freiburg übergeben wurde, 
machten sie auf die inhumanen Asyl­
verfahren aufmerksam.
/ Die Fluchtgründe sollten respektiert 
werden, die Prüfung in den Asylverfah­
ren sollte sorgfältiger erfolgen, die Ur- , 
teile sollten die Menschenwürde und die 
Genfer Konvention berücksichtigen. 
Beim Verwaltungsgericht in Freiburg 
werde im Voraus über Abschiebehin­
dernisse entschieden, die dann in der 
Regel von den Ausländerbehörden 
übernommen werden, obwohl inzwi­
schen als gesichert gelten muß, daß 
zahlreiche Flüchtlinge nach ihrer De­
portation (insbesondere nach Zaire) als 
„verschwunden“ gelten.

Wer wie diese Flüchtlinge die Coura­
ge aufbringt und dann hier noch auf die 
Straße geht, sich also öffentlich (evtl, 
auch dem zairischen Geheimdienst) prä­
sentiert, sollte in seinen Anliegen mehr . 
Unterstützung finden, als es auf der De­
monstration zum Ausdruck kam.

Ein Redner meinte: „Wir können 
zwar viel sprechen, aber wenn ihr taub 
seid, werdet ihr nichts verstehen.“ 
— (cm)
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Thüringen: Erfolgreicher Lohnkampf der 
Busfahrer bei privaten Unternehmen
Lohnerhöhungen bis zu 490 DM durchgesetzt

Mit der Erzwingung von Lohner­
höhungen bis zu 490 DM im Mo­
nat haben die Busfahrer bei Thü­
ringer privaten Busuntemehmen nach 

mehrwöchigen Streikaktionen einen 
wichtigen Erfolg gegen Niedriglöhne in 
den neuen Bundesländern erreicht. 
Nach verschiedenen anderen Protesten 
und einem Aktionstag im Dezember 
(der alte 'Ihrifvertrag war zum 1. Okto­
ber 1994 ausgelaufen) traten am 14. Fe­
bruar mehrere hundert Busfahrer in 
den Streik. Fünf private Busbetriebe 
waren vom Streik betroffen, bis zu 564 
Busfahrer im Ausstand. Nach zwei Wo­
chen gaben die Unternehmer nach und 
bewilligten eine deutliche Lohnerhö­
hung — ein wichtiger Erfolg für die Bus­
fahrer, deren Löhne bisher zwischen 
1300 und 1500 DM netto betrugen. Am 2. 
März nahmen die ÖTV-Mitglieder im 
privaten Nahverkehr das Ergebnis 
dann auch in einer Urabstimmung an. 
Wir dokumentieren Presseinformatio­
nen der ÖTV.— (rul)

ÖTV-Bürgerinformation
Die Gewerkschaft öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV Thürin­
gen) wehrt sich entschieden gegen den 
Vorwurf der Arbeitgeber, sie sei ein 
„Jobkiller“, weil sie mittels Streik un­
realistische Forderungen“ der Busfah­
rer durchsetzen wolle. Die Argumente 
sprechen für die Streikenden, und das 
wissen die Arbeitgeber genau.

Ein Busfahrer im privaten Personen­
verkehr fährt am Thg eine 12-, maximal 
14-Stunden-Schicht. Fehlende Betriebs­
höfe verlängern diese Arbeitszeit noch 
um das tägliche Aufrüsten der Busse, 
d.h. Anwärmen, im Winter Freikratzen 
der Scheiben etc., und um das oftmals 
noch mühsam mit Hand erfolgende Wa­
schen der Busse nach Feierabend oder 
in der Mittagspause. Die dadurch ent­
stehenden langen Arbeitszeiten versu­
chen die Arbeitgeber mit Niedrigstun­
denlöhnen auszugleichen.

So verdient ein Busfahrer derzeit im 
Schnitt 1900 DM brutto, das sind zwi­
schen 1300 und 1500 DM netto. Nach Ab­
zug aller Fixkosten bleibt den Fahrern 
und ihren Familien im Monat etwa 500 
DM. übrig. Das reicht natürlich bei wei­
tem nicht aus, und so versuchen viele 
Fahrer, durch zusätzliche Schichten ihr 
Geld aufzubessem.

In allen Unternehmen, die derzeit von 
der ÖTV bestreikt werden, halten die 
Landkreise die Mehrheit der Anteile, 
sind also Eigentümer der Unternehmen 
.,.. Der Einfluß der Landräte als Eigen­
tümer im Arbeitgeberverband könnte 
den Streik durch ein vernünftiges Ange­
bot beenden. Stattdessen verursachen 
sie doppelte Kosten, indem sie für teu­
res Geld Fremduntemehmen für Streik­
brecherarbeiten engagieren.. .•. In ver­
schiedenen Landkreisen haben die 
Landratsämter Flugblätter an die Be­
völkerung verteilt, die den Streik der 
Busfahrer verurteilen und zu kriminali­
sieren versuchen ... Wir wehren uns 
gegen solche Angriffe ...“
(Flugblatt der ÖTV Thüringen aus der 
zweiten Streikwoche)

21.2. : Sternfahrt nach Jena
„... Über 200 Busfahrer aus allen be­
streikten Betrieben unternahmen heute 
vormittag eine Sternfahrt nach Jena 
und hielten dort am Mittag eine 20minü- 
tige Kundgebung auf der Kreuzung 
Knebelstraße/Stadtrodaer Straße ab. 
Sie forderten die Arbeitgeber auf, ihre 
Hinhaltetaktik aufzugeben ... Für 
morgen kündigte die ÖTV an, den 
Streik wie heute fortzusetzen. So wer­
den morgen 564 Beschäftigte aus 5 Be­
trieben im Ausstand sein. Betroffen 
sind 212 Linien der Kreise Saalfeld-Ru- 
dolfstadt, Saale-Orla, Saale-Holzland, 
Greiz und Sonneberg sowie der Städte 
Saalfeld, Pößneck; Rudolfstadt, Neu­
haus, Lobenstein und Schleiz. In Neu­
haus und Saalfeld fährt weiterhin der 
Behindertentransport...“ 
(ÖTV-Presseerklärung vom 21.2.)

22.2. : 300 Busfahrer 
demonstrieren in Gera
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! — 
Wir wollen nicht länger Beschäftigte 
dritter Klasse sein!“ forderten etwa 300 
Busfahrer der fünf bestreikten Betriebe 
des privaten Personenverkehrs Thürin­
gens heute nachmittag auf einer 30mi- 
nütigen Kundgebung in Gera vor dem 
Interhotel.

Sie waren in einer Sternfahrt aus der 
Omnibusverkehr Saale-Orla GmbH, 
der Personenverkehrsgesellschaft Neu­
haus mbH, der JES-Verkehrsgesell- 
schaft mbH, der Regionalverkehrsge­
sellschaft Gera Land mbH und der Om­

Bild: Streikaktion der Fahrer der Omnibus-Saale-Orla GmbH in Pößneck am 18. 
Februar. Alle 28 Fahrer dieses Busuntemehmens beteiligten sich an dem etwa zwei 
Wochen andauernden Streik. (Bilddokument aus: „Neues Deutschland“, 20.2.)

nibusverkehr Oberland GmbH Loben­
stein nach Gera gekommen ... Die Kol­
legen der Geraer Verkehrsbetriebe zeig­
ten sich solidarisch mit den Streiken­
den und fuhren für die Zeit der Kundge­
bung ihre Straßenbahnen und Busse 
nicht vom Platz ...“ 
(ÖTV-Pressemitteilung vom 22.2.)

24.2.: Busfahrer wurden aus 
dem Landtag verwiesen
Erfurt. Heute früh wurde eine Abord­
nung der streikenden thüringer Busfah­
rer aus dem Landtag verwiesen, nach­
dem sie in der Debatte um die Abgeord­
netendiäten von der Zuhörertribüne 
aus lautstark ihren Unmuß geäußert 
hatten. „Es ist schon zum Aus-der-Haut- 
Fahren“, so äußerte hinterher einer der 
Fahrer. „Hier greift man kräftig in die 
Selbstbedienungsregale, und wir müs­
sen für ein paar Mark mehr nun schon 
über eine Woche streiken und es tut sich 
nichts. Da haben sich wohl ein paar Re­
lationen verschoben.“ ... Auch heute 
wurde der Streik im privaten Personen­
verkehr Thüringens unvermindert fort­
gesetzt ... In der nächsten Woche wird 
es dann nach Einschätzung der ÖTV 
wieder zu größeren Einbrüchen im 
Schülerverkehr kommen. Viele der 
jetzt vor allem im Landkreis Greiz ein­
gesetzten Fremdfirmen müssen nach 

Beendigung der Schulferien in Sachsen 
ihren eigenen Schülerverkehr wieder 
abdecken, also ihre Busse aus Thürin­
gen wieder abziehen.
(ÖTV-Pressemitteilung, 24.2.)

Busfahrer erstreikten
490 DM im Monat
Die Ihrifverhandlungen für das private 
Verkehrsgewerbe in Thüringen endeten 
nach über sieben Stunden mit einem 
Kompromiß, der den Forderungen der 
ÖTV nahekommt.

Danach sollen die Beschäftigten rück­
wirkend zum 1. Januar 1995 einen Stun­
denlohn von 13,20 DM erhalten, ab Ja­
nuar 1996 14,00 DM. Zusätzlich wird für 
die Beschäftigten der bestreikten Be­
triebe ein monatlicher Festbetrag von 
204,92 DM ausgezahlt. Rechnet man die­
sen Betrag auf den Stundenlohn um, so 
ergibt sich ein Betrag von 14,38 DM pro 
Stunde in 1995 und von 15,18 DM in 1996. 
Konkret heißt das, der monatliche 
Bruttolohn steigert sich ab Januar um 
490 DM auf 2 488 DM.

„Wir haben durch die monatliche Zah­
lung eines Festbetrages im Volumen 
einen durchaus akzeptablen Stunden­
lohn erreicht“, bewertet Rudolf Schur­
se, Landesvorsitzender der ÖTV, das 
Ergebnis.
(ÖTV-Pressemitteilung vom 2.3.)

Mehr als eintausend Menschen 
protestierten am 19. Februar 
gegen den in Sperenberg geplan­
ten Großflughafen Berlin-Bran­
denburg. Sie forderten, die für 
den Flughafen vorgesehen Wald­
gebiete zu erhalten und zum 
Naturpark zu machen. Aufgeru­
fen hatte ein „Bündnisgegen den 
Großflughafen“, dem 15 Berliner 
und Brandenburger Gruppen an­
gehören. Bei der Abschlußkund­
gebung wurden 22 Baume als 
Symbol gegen möglicherweise 
22 Millionen Baumopfer bei 
einem Bau des Airports ge­
pflanzt. — (rül, Bilddokument 
aus: „Neues Deutschland“, 
20.2.)
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„Wir müssen energischer für die 
Gleichstellung kämpfen“
Klaus-Peter Schwarz interviewte die frauenpolitische Sprecherin 
der Landtagsfraktion der PDS Sachsen Brigitte Zschoche

Q Die Gleichstellung stand in Verfassung, und 
Parteiprogramm, und sie kam nicht nur In 
den Reden zum 8. März Immer wieder vor

Sie steht auch im Grundgesetz, und da­
nach begannen und beginnen die Pro­
bleme ja erst. Unser Recht auf Arbeit 
war faktisch nur ein Zugeständnis des 
patriarchalischen Systems an die Frau­
en. Erkämpft hatten sie es nicht.

□ Wie hätte sich dieses erkämpfte Recht auf 
Arbeit denn vom zugestandenen Recht unter­
schieden?

Ich bin damals Direktorin eines Insti­
tuts für Lehrerbildung geworden, aber 
ich bin das gerade nicht als Frau gewor­
den. Ich wurde es für meinen männli­
chen Ehrgeiz, für das besondere berufli­
che Engagement, und ich hatte mich gar 
nicht um diese Position beworben. Mei­
ne Berufung sollte zeigen, wozu es Frau­
en bringen konnten: zur Direktorin 
eines IfL. Bedeutet hat das aber auch, 
daß ich von 36 Kollegen IfL-Direktoren 
die einzige Frau war. In den Beratungen 
konnte ich dann sogar kritisch sein, 
weil ich ja diese Alibi-Rolle spielen 
mußte, aber wirkliche Veränderungen 
konnte ich nicht einmal im mir unter­
stellten Bereich durchsetzen. Welche 
nötig gewesen wären, sah ich damals 
freilich auch weniger klar.

SS Das Recht auf Arbeit gibt es heute ja für 
Frauen wie für Männer nicht mehr, und den 
Frauen ist die Arbeit in überdurchschnittli­
chem Maß genommen worden. Es gibt die 
Formulierung, die DDR-Frauen seien die Ver­
liererinnen der Wiedervereinigung gewesen. 
Sehen Sie das auch so?

Viele Frauen haben ohne Zweifel viel, 
ja ganz Wesentliches verloren: mit der 
Arbeit die ökonomische Unabhängig­
keit und einen Großteil ihrer sozialen 
Beziehungen. Anders als die arbeitslo­
sen Männer, die diese Beziehungen in 
Vereinen usw. eher fortsetzen, ziehen 
sich die abgewickelten Frauen in die 
familiäre Sphäre zurück. Zu tun gibt es 
dort immer, und wenigstens diese Sphä­
re können und wollen sie dann intakt­
halten. Und die DDR-Frauen haben mit 
der Un-Möglichkeit des legalen 
Schwangerschaftsabbruchs ohne
Pflichtberatung sogar die Selbstbe­
stimmung über ihren Körper verloren. 
Das ist ein zweiter Verlust, der sich ge­
gen das Selbstbewußtsein der ostdeut­
schen Frauen ausgewirkt hat.

El Das ist nachvollziehbar. Nur warum diesel­
ben Frauen überdurchschnittlich die Verant­
wortlichen, die konservativen Politiker, ge­
wählt haben, müssen Sie uns nun noch er­
klären.

Das ist mir auch unerklärlich. Aber es 
wird damit zu tun haben, daß sie ihre 
Rechte nicht erkämpft hatten, nicht ha­
ben erkämpfen müssen und daß wir in 
der DDR auch von den Informationen 
über die moderne Frauenbewegung ab­
geschnitten waren. Diese Defizite wer­
den ein Rolle spielen, und wie viele 
Männer legen eben auch viele Frauen 
Wert auf die heute möglichen materiel­
len Gewinne.

O Die ihre einzigen Gewinne aus der Wieder­

vereinigung sind? Oder sehen Sie neben den 
Verlusten auch den einen oder anderen Ge­
winn für die ostdeutschen Frauen?

Selbstverständlich sehe ich die. In die­
ser Frage gibt es keine Durchschnitts­
werte, und Frauen, die ihre Arbeit be­
halten haben oder Glück hatten, haben 
materiell gewonnen und sich in den Zei-. 
ten der Änderung verändern, sogar 
Selbständige oder Unternehmerinnen 
werden können. Aus dem größten Ge­
winn allerdings haben wir noch zu we­
nig gemacht, aus dem Gewinn von Be­
wegungsräumen und Chancen. Wir müs­
sen energischer gegen unsere Diskrimi­
nierung, um unsere Gleichberechtigung 
kämpfen — aber wir können, wir könn­
ten es jetzt auch.

□ Trotzdem würden Sie der These zustimmen, 
daß mit dem Sieg des Kapitalismus über den 
realen Sozialismus das Patriarchat wieder 
stärker geworden ist?

Aber 
sdntefeliGh he’ißrV es 

der
urvtl NclnfV'

Die patriarchalischen Strukturen ha­
ben sich seit der Wende in Ost- wie West­
deutschland wieder verhärtet. Die 
Gleichberechtigun g der Frauen ist nur 
als Neuverteilung der Erwerbs- und 
Familienarbeit und der Macht zugun­
sten der Frauen möglich, und jetzt sind 
nicht solidarisches Teilen und seine 
Voraussetzungen, Sensibilität, Harmo­
nie-Empfinden und Verantwortung für 
die Kommenden, angesagt. Nein, 
schneller Erfolg, Durchsetzungsvermö­
gen und die Behauptung der Stärksten 
sind angesagt — die eher männlichen 
sozialen Eigenschaften. Das Kapital­
verhältnis ist in diesem Sinne „männ­
lich“, selbst wo Frauen von ihm profi­
tieren.

□ Frauenbewußte und frauenbewegte Frauen 
würden ihm dann was entgegensetzen?

Etwas, was wir vielleicht „Familien­
verhältnisse“ nennen könnten. Schon in 
der alten chinesischen Philosophie wur­
de das so gesehen: als Erinnerung an die 
matriarchalische Prägung der Gesell­
schaft und als utopischer Gegenent­
wurf.

□ „Den großen Staat regieren, wie man kleine 
Fische brät ...“ Daß das von einem'Mann

geschrieben wurde, sehen Sie dabei nicht 
als Problem? Und daß Frauen, wo sie heute 
besonders auffallen, gar nicht an einer weib­
lichen Neubewertung der Geschichte oder ih­
rer Selbstfindung arbeiten, sondern als russi­
sche Soldatenmütter nach Tschetschenien 
fahren ...

... um ihre Söhne aus Jelzins Krieg her­
auszuholen. Das ist kein Problem und 
kein Widerspruch dazu. Es ist eher ein 
Beispiel für eine solche Frauenbewe­
gung: ein Familiensinn und Sorge um 
die eigenen und alle Kinder, die nicht 
sentimental ist, sondern sich gegen die 
Geschäfte der mächtigen Herren wen­
det. Das ist großartig.

□ Wenn es aber in Sachsen einmal eine mäch­
tige Frau, ein Frau Ministerpräsidentin Bri­
gitte Zschoche gäbe — was würde Sie sofort 
dekretieren?

Das ist so unvorstellbar ... Darüber 
habe ich noch nicht 
nachgedacht
Aber gut: Ich würde auf 
allen Ebenen Mitstrei­
terinnen und Mitstrei­
ter suchen und Gleich­
stellungsgremien ein­
berufen, denen ich Poli­
tikangebote machen 
würde, und mit ihnen 
gemeinsam dem Patri­
archat zu Leibe rücken. 

Als Dringlichstes, 
daß wir den § 218 kip­
pen. Er unterstellt den 
Frauen ja, daß es ihnen 
nur um Wollust im Bett 
und Lust an der Tötung 
der Leibesfrucht geht 

Altertümliches 
Wort, ja, aber so mittel­
alterlich sind die Argu­
mente seiner Verteidi­
ger nun einmal.

Dann die gesell­
schaftliche und staatli­
che Unterstützung al­

ler Lebensentwürfe von Frauen und 
Männern. Kinder und Kindererziehung 
dürften nicht gegen Erwerbsarbeit 
sprechen oder nur aufgerechnet wer­
den. Das sage ich auch selbstkritisch: 
Ich habe in der DDR selbst die Nase ge­
rümpft, wenn eine Lehrerin ihre Klasse 
drei Jahre „im Stich gelassen“ hat, um 
für ihre Kinder da zu sein. — Drittens 
würde ich das Teilen von Macht und Ar­
beit, wie gesagt zugunsten der Frauen, 
fördern: nicht durch eine Frauen-Quo- 
te, sondern durch Investitionen in wirk­
liche Chancengleichheit. Eine der Maß­
nahmen dazu wäre, daß ich mein Kabi­
nett zur Hälfte mit Frauen besetzen 
würde.

□ Was eine Quote wäre ...

Na und? Für mich ist es zuallererst die 
Anerkennung der gleichwertigen oder 
besseren Qualifikation von Frauen für 
diese Ministerämter. Mindestens zur 
Hälfte würde ich mein Kabinett also 
mit Frauen besetzen, ganz ohne Perso­
nalschwierigkeiten.

aus: „Parlament von links“, herausge­
geben von der PDS-Fraktion im Sächsi­
schen Landtag.

BRANDENBURG

Rechte Aktivitäten
Frankfurt (Oder)/Potsdam. Aufmerksamkeit 
erregten in Brandenburg zwei Prozesse 
vor Landgerichten, die sich mit Aktivi­
täten rechter Kräfte befaßten.

Vor dem Landgericht Frankfurt/ 
Oder wurde der Mordversuch gegen 
einen nigerianischen Asylbewerber 
verhandelt, der im Mai 1992 in Wendisch 
Rietz von einer Horde randalierender 
Neonazis beinahe zu Tbde geprügelt 
wurde. Der Angeklagte, ein bulliger 
und dreister Anführer einer Ku-Klux- 
Klan-Gruppe, der „die Feinde Deutsch­
lands schlagen wollte“, hatte gemein­
sam mit weiteren 16 Rechtsradikalen 
den Täter ermuntert und mit Sprech­
chören angefeuert, weiter auf den Kopf 
des Opfers einzuschlagen und ihn in den 
nahen See zu werfen. Der Angeklagte 
wurde vom Gericht zu acht Jahren Frei­
heitsentzugverurteilt.

Vor dem Potsdamer Landgericht wur­
de der Brandanschlag gegen das Haus 
des heutigen PDS-Bundestagsabgeord- 
neten Rolf Kutzmutz verhandelt. Drei 
junge Männer hatten — wie die Anklage"' 
lautet — einen gemeinschaftlichen 
Mordversuch unternommen und im De­
zember 1993 einen Molotow-Cocktail 
auf das Haus von Kutzmutz geworfen. 
Der Anschlag erfolgte wenige läge nach ' 
der Stichwahl zum Oberbürgermeister 
in Potsdam. Die Jugendlichen hatten 
alkoholisiert von einem älteren vorbe­
straften Mitangeschuldigten den 
Brandsatz erhalten und ihn „zufällig“ 
gegen das Haus von Kutzmutz geschleu­
dert. Sie bestreiten politische Motive, 
sind aber schon wegen eines Überfalls 
auf einen afrikanischen Bürger ange­
klagt. Kutzmutz selbst erklärte gegen­
über der Presse, daß er auch heute noch 
Drohbriefe erhalte, in denen angekün­
digt wird, „sein Haus abzufackeln“.

Wie die Presse meldet, ist am 22.2. 
1995 in Potsdam das Büro der Regiona­
len Arbeitsstelle für Ausländerfragen 
abgebrannt. Ein „politisch motivierter" 
Brandanschlag“ sei nicht auszuschlie­
ßen, verlautete aus Polizeikreisen.

In Presseberichten wurde gemeldet, 
daß Rechte in der letzten Zeit mit Anzei­
gen gegen linke Jugendliche und Anti­
faschisten vorgehen und damit Polizei­
aktionen gegen linke und antifaschisti­
sche Jugendprojekte auslösen. Nach 
einer Aktion im Dezember 1994 gegen 
einen bekannten Treffpunkt von Neo­
nazis in Brandenburg / Havel z.B. er­
statteten rechte Jugendliche Anzeige 
gegen Personen aus der linken Szene. 
Die Staatsanwaltschaft Potsdam erließ 
umgehend Haftbefehl gegen einen Be­
schuldigten, und ein von linken Jugend­
lichen besetztes Haus wurde innerhalb 
von zwei Wochen zum wiederholten Ma­
le durchsucht. Ähnliche Vorgehenswei­
sen der Polizei wurden in Eberswalde 
(Land Brandenburg) fest gestellt.

Selbst während einer Plakataktion in 
Strausberg bei Berlin wurden Jugendli­
che festgenommen und gegen sie wegen 
angeblicher „Unterstützung einer ter­
roristischen Vereinigung“ (§ 129a StGB) 
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet.

Gegenüber der Presse beteuerte Dr. 
Lemke, Leiter der Strafabteilung im 
Brandenburger Justizministerium, daß 
„im Augenblick bei der Staatsanwalt­
schaft Brandenburg der Kampf gegen 
rechts Priorität hat“. Die linken Ju­
gendgruppen sind jedoch anderer Mei­
nung. Sie stellen fest, daß „Polizei, 
Staatsanwaltschaft und die Sonder­
kommission gegen recht s orientierte., 
und fremdenfeindliche Gewalt immer 
stärker gegen Hausbesetzerinnen und 
antifaschistische Jugendliche vorge­
hen“.
Quellen: „Neues Deutschland“, „Junge' 
Welt“ 1.2.-28.2.-(abe)
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Einige Vorbemerkungen
„Links“ bedeutet traditionell Eintreten 
für sozial gerechtere und demokrati­
schere gesellschaftliche Verhältnisse 
als die gegebenen. Diese Aussage deutet 
zumindest auf drei Probleme hin: 
„Links“ ist eine veränderliche Kompo­
nente: 1. Wer gestern mehr Gerechtig­
keit und Demokratie forderte, kann- 
sich heute mit erstrittenen Veränderun­
gen zufrieden geben, obwohl z. B. wei­
terhin Menschen hungern und Betroffe­
ne von Mitbestimmung ausgeschlossen 
bleiben. Erhört also auf, „links“ zu sein 
bzw. war nie „konsequent links“. 2. 
Umwelt Zerstörung ist unsozial, denn 
sie nimmt Menschen Lebenschancen. 
„Links“ sein muß also den Kampf um 
ökologische Vernunft einschließen. 3. 
Aus 1. und 2. folgt logisch, daß die 
Staatsparteien in den „realsozialisti­
schen“ Staaten eigentlich nicht wirk­
lich „links“ waren.

Diese kurzen Überlegungen zeigen, 
daß Definitionen vonnöten sind, soll 
etwas mehr Klarheit über politische 
Kräfteverhältnisse und Chancen „lin­
ker“ Politik in Osteuropa geschaffen 
werden. In diesem Sinne einige Thesen 
und Erklärungen:

1. Unter „links“ wird in den folgen­
den Darlegungen eine Politik verstan­
den, die auf die Realisierung der Men­
schenrechte in konkreten Ländern ge­
richtet ist. „Linkssozialistische“ bzw. 
„sozialistische“ Politik ist auf die Ver­
wirklichung der Menschenrechte für je­
den Menschen und die nachkommenden 
Generationen orientiert. Sozialistische 
Politik ist also konsequent links.

Wenn von „Menschenrechten“ die Re­
de ist, dann geht es um sinnvolle bezahl­
te Arbeit, Wohnen in einer gesunden 
Umwelt, lebenslange Bildung und me­
dizinische Betreuung, gleichberechtigte 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, 
selbstbestimmtes Sein.

2. Mit „Osteuropa“ sind im folgenden 
jene europäischen Staaten gemeint, die 
in ihrer „realsozialistischen“ Vergan­
genheit Mitgliedsländer des Warschau­
er Paktes und des Rates für Gegenseiti­
ge Wirtschaftshilfe waren. Es handelt 
sich also um Länder, in denen wesent­
lich das sowjetische Gesellschaftsmo­
dell eingeführt und realisiert wurde.

3. „Linke in-Osteuropa“ bezeichnet 
einen breiteren Kreis politischer Kräfte 
als jene, die den Sozialismus als not­
wendiges Ziel, Wertesystem und eman­
zipatorische Bewegung betrachten. 
„Linke“ sind verschiedene politische. 
Kräfte, unter denen heute national und 
international kaum aktive Kommuni­
kation und Kooperation stattfindet. Es 
gibt also trotz Gemeinsamkeiten in der 
Geschichte von Linken in den einzelnen 
osteuropäischen Ländern keine „osteu­
ropäische Linke“, auch keine „osteuro­
päische sozialistische Bewegung“. Die­
se Tatsache ist am treffendsten mit dem 
Wort „katastrophal“ zu charakterisieren.

Zur Problematik 
„KP-Nachfolgepartei“
Wenn es in der westeuropäischen Lite­
ratur verschiedener politischer Couleur 
um Linke in Osteuropa geht, werden 
gewöhnlich zunächst die Nachfolgeor­
ganisationen der einstigen Staatspar­
teien betrachtet, anschließend linke 
„Dissidentenbewegungen“. Da erschei­
nen Artikel wie „Die Alt-Kommunisten 
in Osteuropa befinden sich im Auf­
wind“ von Heinz Timmermann (Frank­

furter Rundschau vom 21.1.1994) oder
„Schwierige Demokratisierungsprozes­
se“ von Jakob Juchler (Osteuropa 2/ 
1994), die insbesondere versuchen, den 
politischen Einfluß von „KP-Nachfol- 
geparteien“ zu erfassen. Greifen wir 
derartige Darstellungen einmal auf und 

ergänzen sie, ergibt sich folgendes Bild :
Belarus (Weißrußland): Partei der 

Kommunisten W. Tschikins, 60000 Mit­
glieder, regierungsnahe, „reformbrem­
sende“ Politik.

Bulgarien: Sozialistische Partei J. 
Idenovs, 380000 Mitglieder, in Wahlen 
1991 33,1% Stimmenanteil, stützt die 
Regierung, will soziale Härten infolge 
marktwirtschaftlicher Reformen mil­
dem.

Estland: Demokratische Arbeiterpar­
tei, 2350 Mitglieder, 1992 5%, Wahler­
gebnis, nunmehr nicht mehr im Parla­
ment vertreten, versteht sich als kon­
struktive Opposition, die marktwirt­
schaftliche Reformen unterstützt.

Lettland: Demokratische Arbeiter­
partei J. Bojars, 2000 Mitglieder, bei 
den Wahlen 1993 0,9% Stimmenanteil, 
definiert sich als sozialdemokratische 
konstruktive Opposition, die auf 
marktwirtschaftliche Reformen orien­
tiert.

Litauen: Demokratische Arbeiter­
partei A. Slezevicius (zuvor A. Brasaus-. 
kas), 15000 Mit­
glieder, in 
Wahlen x 1992 
42,6%, allein­
regierende Par­
tei, die sich als 
sozialdemo­
kratisch ver­
steht und auf 
sozialpolitisch 
flankierte 
marktwirt­
schaftliche Re­
formen setzt.

Polen: So­
zialdemokra­
tie in der Repu­
blik Polen A. 
Kwasniews­
kis, 60000 Mit­
glieder, im 
Wahlbündnis 
1993 20,6% der 
Stimmen er­
reicht, stärkste Regierungspartei, die 
sozial verträgliche marktwirtschaftli­
che Reformen realisieren will.

Rumänien: Sozialdemokratische Par­
tei in Rumänien A. Nastases (zuvor N. 
Iliescu), 84000 Mitglieder, Wahlergeb­
nis 1992 27%, stärkste Regierungspar­
tei, die begrenzt marktwirtschaftliche 
Reformen anstrebt; Demokratische 
Partei/Front der Nationalen Rettung 
P. Romans, 15000 Mitglieder, 1992 
14,4 % Stimmenanteil, versteht sich als 
konstruktive reformwillige Opposi­
tion; Sozialistische Partei der Arbeit I. 
Verdets, 10000 Mitglieder, strebt nach 
demokratischem Sozialismus, nach so­
zialer Marktwirtschaft mit verschiede­
nen Eigentumsformen, 1992 3,1 % Stim­
menanteil und damit parlamentarisch 
vertreten.

Rußland: Kommunistische Partei G. 
Zuganows, 500000 Mitglieder, 1993 13% 
Stimmenanteil, harte Opposition mit 
orthodox-imperialer Orientierung; An­
hänger einer national orientierten Poli­
tik der „starken Hand“ ebenso wie der 
Bund der Kommunisten Schenins und 
Prigarins, die Russische Partei der 
Kommunisten Krutschkows, die Kom­
munistische Arbeiterpartei Anpilows; 
Sozialistische Partei der Werktätigen 
L. Wartasarowas und R. Medwedjews, 
12000 Mitglieder, zu den Wahlen 1993 
wegen fehlender Unterschriften nicht 
zugelassen, in Opposition zur herr­
schenden Politik, aber ohne klares Op­
positionsprogramm; Sozialdemokrati­
sche Partei der Russischen Föderation, 
für konstruktive, kritische Zusammen­
arbeit mit der Regierung, seit 1992 ver­
schiedene linke Abspaltungen von der 
Partei, die sich insgesamt weiter nach 
rechts und „national“ orientiert; Agrar­
partei, aus der Sozialistischen Partei 
der Werktätigen hervorgegangen, ver­
tritt die Interessen der (ehemaligen) 

Linke in 
Osteuropa
Von Judith Dellheim

Schon die Überschrift provoziert zu Fragen: 
Wer ist links ? Was gehört zu Osteuropa ? Wa­
rum „Linke in Osteuropa“und nicht „Osteu­
ropas Linke“ oder „Die Linke in Osteuropa“?

Kolchosund Sowchosbauem, bei den 
Wahlen 1993 8 % Stimmenanteil; Demo­
kratische Partei Rußlands Trawkins, 
will auf demokratischem Wege sozial 
verträgliche marktwirtschaftliche Re­
formen realisieren.

Slowakei: Partei der Demokrati­
schen Linken von P. Weiss, 43000 Mit­
glieder, in Wahlen 1992 14,2% Stimmen­
anteil, bei Wahlen 1994 10,4%, definiert 
sich als sozialdemokratische reform­
orientierte konstruktive Opposition.

Tschechien: Kommunistische Partei 
von Böhmen und Mähren M. Grebeni- 
ceks, 300000 Mitglieder, bei Wahlen 
1992 14,1 % Stimmenanteil, begreift sich 
als Opposition, die sich von traditionell 
„kommunistischen“ Ideen leiten läßt.

Ukraine: Sozialistische Partei O. 
Moros, 29000 Mitglieder, erklärt sich als 
konsequente Opposition und hält am 
Ziel demokratischer Sozialismus fest, 
bei Wahlen 1994 4% der Parlaments­
sitze; Kommunistische Partei P. Simo- 
nenkos, 128000 Mitglieder, versteht sich 
als harte Opposition, die sich an tradi­

tionellen 
„kommunisti­
schen“ Ideen 
orientiert, bei 
Wahlen 1994 
25 % der Par­
lamentssitze.

Ungarn: So­
zialistische 
Partei G. 
Homs, 40000 
Mitglieder, bei 
Wahlen 1990 
10,9%, im Er­
gebnis der Par­
lamentswah­
len 1994 54% 
der Mandate 
errungen, sieht 
sich als kon­
struktive poli­
tische Kraft, 
die demokra­
tisch und so­

zialpolitisch abgefedert marktwirt­
schaftliche Reformen fortsetzen will, 
einzige osteuropäische KP-Nachfolge- 
partei mit Beobachterstatus bei der So­
zialistischen Internationale; Ungari­
sche Arbeiterpartei, 20000 Mitglieder, 
bei Wahlen 1994 4%, will Interessen der 
Werktätigen vertreten, versteht sich als 
kommunistische Reformpartei.

Diese kurze Auflistung erhebt keinen 
Anspruch auf Exaktheit: Bezüglich der 
Mitgliederzahlen gibt es widersprüchli­
che Angaben. Die Klassifizierung der 
„Nachfolgepartei“ ist angreifbar, denn 
insbesondere in Rußland bestehen meh­
rere sich als links verstehende Parteien 
im wesentlichen aus ehemaligen 
KPdSU-Mitgliedern. Vielfach wird um 
das eigene Selbstverständnis noch ge­
rungen.

Ferner gibt es in allen genannten Län­
dern weitere kleine, hier nicht genannte 
„kommunistische“ und „sozialistische“ 
Splitterparteien, die sich widersprüch­
lich auf die einstige „kommunistische 
Staatspartei“ beziehen.

In.den bisherigen Darlegungen ist 
nicht zufällig mehrfach das Wort „kom­
munistisch“ in Anführungszeichen ge­
setzt. Damit soll auf den grundlegenden 
Unterschied zwischen kommunistisch 
im Sinne des „Kommunistischen Mani­
fest s“ und „kommunistisch“ im Sinne 
einer durch sogenannte „Kommunisti­
sche Parteien“ praktizierten Politik 
hingewiesen werden. Das Großartige 
am „Kommunistischen Manifest“ ist 
die Formulierung einer Vision, ausge­
hend vom Emanzipationsgedanken: 
Die freie Entwicklung eines jeden Men­
schen als die Bedingung für die freie 
Entwicklung der Gesellschaft.

Diese Idee bestimmte nicht die Poli­
tik der „kommunistischen Staatspar­
teien“. Um jedoch deren Wandlungen 
und die Problematik Linker in Osteuro­

pa besser verstehen zu können, ist es 
notwendig, einige Bemerkungen zur 
Basis der einstigen Staatsparteien zu 
machen. Deren Widersprüchlichkeit 
zeigt sich insbesondere darin, daß unter 
den Mitgliedern zum einen selbstlose 
Kämpferinnen und Kämpfer gegen Fa­
schismus und für eine menschliche Ge­
sellschaft waren, darunter Opfer stali­
nistischer Repressalien, und zum ande­
ren Unterdrücker, ja sogar Peiniger die­
ser Menschen.

Allein diese Tatsache verweist auf 
zwei Problemkreise: Da sind einerseits 
psychologische Fragen, andererseits 
Alteroativenlosigkeit. Dies ist nicht 
einfach logisch zu erfassen, weshalb es 
einiger Worte bedarf: Die Kommuni­
stinnen und Kommunisten in den osteu­
ropäischen Ländern lebten und kämpf­
ten jahrzehntelang halb- oder illegal. 
Sie waren lange Zeit täglich tödlicher 
Gefahr ausgesetzt. Das verlangte 
Strukturen und eine Arbeitsweise, die 
vergleichbar mit denen militärischer 
Organisationen waren. Diese boten 
kaum Möglichkeiten für demokratische 
Willensbildung und Entscheidungsfin­
dung. Folglich herrschte Zentralismus 
vor .und somit die Sonderrolle einer 
kleinen Elite. Die Existenz von Gewalt­
diktaturen bestärkte die primäre Aus­
richtung auf die Eroberung von Herr­
schaft’. Demokratinnen und Demokra­
ten in diesen Parteien, Kritikerinnen 
und Kritiker von Entscheidungen und 
Methoden der Parteielite standen vor 
vier Möglichkeiten :

1. aussteigen und in die Vereinzelung 
und somit in die politische Wirkungslo­
sigkeit gehen, was unter den Bedingun­
gen halb- oder ganzfaschistischer Dik­
tatur in den eigenen Augen zumeist Ver­
rat bedeutete,

2. weiter gegen die primären Todfein­
de kämpfen und die notwendigen Orga­
nisationsreformen auf bessere Zeiten in 
der Zukunft verschieben,

3. sich der Organisationsdisziplin of­
fen widersetzen und riskieren, ausge­
schlossen und/oder beseitigt zu wer­
den, was weder im Kampf gegen die ei­
gentlichen Feinde von Nutzen war noch 
von den Freundinnen und Freunden 
verstanden werden konnte,

4. eine innerparteiliche Opposition 
aufbauen, wozu auf Grund der gesell­
schaftlichen Verhältnisse, Kampfbe­
dingungen und Organisationsprinzi­
pien der Partei zumeist die Kräfte nicht 
reichten oder was einfach nicht möglich 
war.

Diese Dilemmata setzten sich auch 
nach der Erlangung von Herrschaft in 
der Gesellschaft fort, wobei die Organi­
sationsstrukturen der Partei zu gesell­
schaftspolitischen Strukturen wurden. 
So entstanden pyramidenartige Gesell­
schaftsgebilde, in der eine kleine Grup­
pe über nationalisiertes Eigentum und 
die Reproduktionsbedingungen der Ge­
sellschaft verfügte. Diese Strukturen 
wurden und blieben systembestim- 
mend nach den Mordfeldzügen gegen 
Kommunistinnen und Kommunisten in 
der Sowjetunion. Bis zu deren Ende wa­
ren nicht einmal 1,5% der Bevölkerung 
an der Herrschaft beteiligt. Somit 
konnten nicht das Allgemeinwohl bzw. 
die Lösung menschlicher Existenzpro­
bleme primäre Ausgangspunkte von 
Politik sein. Expansionsstreben, Grup­
penegoismus und soziale Privilegien 
waren ebenso folgerichtig wie Repres­
salien und Legitimationsideologien.

Bei dieser Kritik werden keineswegs 
Kriege gegen sozialistische Staaten und 
tatsächliche Kriegsgefahren vergessen 
oder verniedlicht, sie negiert und ver­
ringert auch keineswegs soziale Errun­
genschaften wie die Beseitigung von 
Hunger und Analphabetismus, wie die 
Sicherung von Vollbeschäftigung und 
medizinischer Betreuung.

Das Parteimitglied, das täglich mit 
sozialer Ungerechtigkeit und Korrup-
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tion konfrontiert war, das durch Man­
gel an Waren und Leistungen des tägli­
chen Bedarfs und durch Kämpfe mit der 
Bürokratie belastet wurde, konnte wie­
derum zwischen fünf Möglichkeiten 
wählen:

1. in den vorhandenen Verhältnissen 
mit mehr oder weniger Hingabe arbei­
ten und auf die Ehrlichkeit und den gu­
ten Willen der Partei- und Staatsfüh­
rung sowie der meisten Parteimitglie­
der setzen und / oder auf „positive Ver­
änderungen“ hoffen,

2. in den bestehenden Strukturen Kar­
rieremöglichkeiten erschließen, des 
Gemeinwohls und / oder persönlicher 
Vorteile wegen,

3. aussteigen und sich in die politische 
Vereinzelung und Passivität begeben,

4. in der Partei das „Unsozialistische“
bis zum Ausschluß und/oder bis zur 
Verfolgung anprangem, /■

5. aussteigen und / oder im Zuge von 4. 
Dissident werden, entweder mit dem 
Ziel sozialistischer Erneuerung oder 
dem kapitalistischer Entwicklung.

Für das kritische, dem Sozialismus 
verbundene Mitglied blieben also nur 4. 
und 5. Das aber hieß Bruch mit den 
„Gutgläubigen“ im Sinne von 1. und 
Repressalien.

Die Furcht vor dieser Konsequenz 
und der Zweifel an der Richtigkeit eines 
solchen Verhaltens unter den Bedingun­
gen des Wettrüstens und permanenter 
internationaler Konflikte wirkten als 
„ungesundes Korrektiv“: Das Mitglied 
zwang sich zur Parteidisziplin, obwohl 
es diese Disziplin und diese Partei- und 
Gesellschaftsstrukturen nicht mehr 
wollte. Es war gelähmt und lähmte sich 
selber. Es hoffte auf „sozialistische Er­
neuerung“ von „oben“.

Die Perestroika bzw. die politischen 
Umbrüche in den osteuropäischen Län­
dern haben eine Vorgeschichte, die zur 
Unfähigkeit der Volkswirtschaften, ih­
re einfache Reproduktion zu sichern, 
führte. Hochgradige Auslandsverschul­
dung, Mangel an Wohnungen, sozialer 
Infrastruktur, an Waren und Leistun­
gen des täglichen Bedarfs, die Folgen 
jahrzehntelanger Entmündigung, De­
moralisierung durch Unterdrückung 
der Persönlichkeit und soziale Unge­
rechtigkeit, moralischer Verfall infolge 
wachsender informeller Wirtschaft ge­
hören zu dieser Geschichte. Die genann­
ten Faktoren bewirkten, daß mehr De­
mokratie und bereits wenige Schritte in 
Richtung einer Liberalisierung des 
Wirtschaftslebens zu unkontrollierba­
ren sozialen und ökonomischen Ent­
wicklungen sowie zur Bereicherung ein­
zelner führten.

Für die Entwicklung der Linken in 
den osteuropäischen Ländern entschei­
dend ist das gesellschaftspolitische 
Gewicht der von den oben genannten 
fünf Möglichkeiten abgeleiteten Grup­
pen : In den Ländern wie Polen, Ungarn, 
Bulgarien und der Sowjetunion, wo 
marktwirtschaftliche Reformen von 
den Staatsparteien eingeleitet wurden, 
bildeten sich an der Sozialdemokratie 
orientierte politische Kräfte heraus. 
Dieser Prozeß zeigt sich insbesondere in 
der komplizierten Entwicklung der Pol­
nischen Vereinigten Arbeiterpartei zur 
Sozialdemokratie in der Republik Po­
len, der Partei der Demokratischen Lin­
ken (Slowakei) und der Ungarischen 
Vereinigten Arbeiterpartei zur Soziali­
stischen Partei.

Sozialismus und Nationales
— ein Kernpro b lern 
osteuropäischer Linker
Bezüglich dieser Problematik.sind Rat­
schläge aus Westeuropa zumeist sehr 
abstrakt und wenig hilfreich. Deshalb 
dazu einige Überlegungen:

„Der Aufbau des Sozialismus in 
einem Lande“, propagiert von Stalin 

und Losung der unter ihm „gesäuber­
ten“ Kommunistischen Partei, setzte 
auf Nationalismus, wenngleich auf Na­
tionalismus einer ganz spezifischen 
Prägung. Trotzki, der hier keineswegs 
heiliggesprochen werden soll, begrün­
dete, daß sich isoliert entwickelnder 
Sozialismus immer deformiert sein 
müsse. Schließlich widerspräche diese 
Variante dem internationalen Charak­
ter des Proletariats. Ihre Realisierung 
erforderte folglich eine ganz besondere 
Ideologie, die zum einen Entbehrungen 
für die Volksmassen, zum anderen z. B. 
das Verbot des Publizierens ausländi­
scher Literatur, selbst sozialistischer 
Orientierung, rechtfertigen mußte. 
Eine derartige Legitimationstheorie 
mußte zwangsläufig die „Vorreiterrolle 
des vom Fortschritt auserwählten Vol­
kes“ zum Inhalt haben.

Diese Tatsache erklärt auch den in der 
UdSSR verbreiteten Antisemitismus: 
Es waren insbesondere Kommunistin­
nen und Kommunisten jüdischer Her­
kunft, großenteils Angehörige der In­
telligenz, die 
auf Zusammen­
arbeit mit fort­
schrittlichen 
Kräften im 
Ausland dräng­
ten und auf den 
Reichtum in­
ternationaler 
sozialistischer 
Bewegung ver­
wiesen. Die 
Repressalien 
gegen sie bis 
hin zu ihrer 
Ermordung 
waren daher 
häufig mit an­
tisemitischer 
„Begleitmu­
sik“ verbun­
den. Dies wur­
de wesentlich 
durch die Tra­
dition der russisch-orthodoxen Kirche 
und die allgemeine Rückständigkeit ge­
fördert: Bürgerliche Kräfte besiegten 
feudale letztendlich mittels Warenpro­
duktion, die mit dem Weltmarkt ver­
bunden ist. Weltmarkt und Geld gehö­
ren zusammen und galten als Fremdes, 
Lebensbedrohliches, Jüdisches ...

Eine entscheidende Besonderheit des 
von „Kommunisten“ gebrauchten Na­
tionalismus bestand in seiner „sowjeti­
schen“ Hülle, welche scheinbar seinem 
Inhalt widerspricht: Das Sowjetische 
war dem Nationalen weitgehend fremd, 
es war wesentlich russisch und dennoch 
nichtrussisch-imperial. Da die herr­
schende Elite in der UdSSR ihre Politik 
am Erhalt des Imperiums mit seinen 
zentralistischen Machtstrukturen 
orientierte, mußte sie letztendlich 
einerseits Nationales weitgehend un­
terdrücken, andererseits auf Nationa­
les setzen. Einerseits gab es kein natio­
nales Selbstbestimmungsrecht, ande­
rerseits verlangten der Zentralismus 
und die Wahrung des Imperiums politi­
sche, ökonomische und soziale Privile­
gien für nationale Eliten.

Dieses Modell ist auf den Warschauer 
Pakt und RGW weitgehend übertrag­
bar: Einerseits dominierte Moskau po­
litisch und bestimmte die gesellschaftli­
che Entwicklungsrichtung, anderer-. 
seits kann die permanent behauptete 
Ausbeutung der RGW-Mitgliedsländer 
durch die UdSSR keineswegs schlüssig 
bewiesen werden. Im Gegenteil, für die 
politische Hörigkeit und somit für die 
Unterdrückung der „Brudervölker“ 
durch die Eliten der „Bruderparteien“ 
haben die Völker der Sowjetunion kräf­
tig gezahlt.

Die der Partei- und Staatsführung der 
JCPdSU so brüderlich verbundenen Eli­
ten in den „Bruderstaaten“ bedienten 
sich vielfach ebenfalls einerseits des 

Antisemitismus, andererseits des Na­
tionalismus. Dies in mehrfacher Hin­
sicht : Der Antisemitismus richtete sich 
gegen politische Konkurrenten, oft­
mals gegen sozialistische Kritik am 
„realen Sozialismus“. Er diente als 
„Treuebeweis“ gegenüber der sowjeti­
schen Staats- und Parteiführung und als 
Hilfsmittel für die Legitimation der ei­
genen Politik nach innen, z.B.: „Ihr 
seht doch, daß wir polnischen Kommu­
nisten die bisher beste polnische Regie­
rung stellen und daß Volkspolen unter 
der Führung der Polnischen Vereinig­
ten Arbeiterpartei die größten Erfolge 
in der gesamten polnischen Geschichte 
aufzuweisen hat..•

Gleichzeitig „flogen“ Kommunisten 
jüdischer Herkunft mal ganz schnell 
aus ihren Ämtern und wurde im Rah­
men der „sozialistischen Staatenge­
meinschaft“ der „große Bruder“ So­
wjetunion mal ganz einfach zu wirt­
schaftlichen Zugeständnissen erpreßt. 
Die Folgen trafen wiederum das „russi­
sche Brudervolk“.

Wer sowohl 
in der UdSSR 
als auch in de­
ren einstigen 
„Bruderstaa­
ten“ zum Kapi­
talismus und 
somit zum Pri­
vateigentum 
wollte, war gut 
beraten, sich 
auf das ^Natio­
nale“ zu besin­
nen. Nationa­
lismus wurde 
(erneut) zum 
Mittel für Res­
sourcenumver­
teilung. Eine 
Sowjetrepu­
blik nach der 
anderen trat 
aus der Union 
aus, genauso 

wie zuvor ein „Ostblockland“ nach dem 
anderen seine „Unabhängigkeit und 
nationale Souveränität“ erklärte.

Daß sich große Teile der Bevölkerung 
ihrer nationalen Identität besannen, ist 
zum einen Widerspiegelung bewußt 
gewordener tatsächlicher Entmündi­
gung, zum anderen das Ergebnis erfolg­
reicher Manipulation. Denn die Besin­
nung auf das nationale Sein, die Tradi­
tion der Ahnen führt keinesfalls zwin­
gend zur Empfänglichkeit für Nationa­
lismus. Ferner ist interessant, daß auch 
und gerade „Nationale“ der Bevölke­
rung Hilfe aus dem Westen in Aussicht 
stellten.

Insgesamt lassen sich drei wider­
sprüchliche nationalistische Tendenzen 
aufzeigen:, a) Nationalismus im Sinne 
von Antisowjetismus und Orientierung 
auf den Westen, b) Nationalismus als 
von der Weltgesellschaft abgeschottete 
Entwicklung nach romantisch-mittelal­
terlichem Vorbild, c) „Aufbau aus eige­
nen Kräften“ als Neuauflage der Ideolo­
gie „sozialistischer Industrialisierung“ 
aus den dreißiger Jahren bzw. den 
N achkriegs  j ahren.

Die Variante c) basierte auf der (mehr 
oder weniger verklärt dargestellten) 
Geschichte der Arbeiterbewegung in 
verschiedenen Ländern und wird häu­
fig von „der Sache des Kommunismus 
treu ergebenen“ Mitgliedern “kommu­
nistischer“ Parteien propagiert. Die 
sowjetische Variante von c) setzte folge­
richtig auf den Erhalt der Union, die, 
wie gezeigt, Imperium war, und damit 
gleichzeitig auf die Hegemonie des 
ebenfalls unterdrückten Russischen.

Hier aber kommt es zu einer teilwei­
sen bzw. scheinbaren Interessensüber­
einstimmung mit den Shirinowski-Leu- 
ten: Sie wollen das russische Imperium 
auf dem Gesamtterritorium der ehema­
ligen Sowjetunion. Linke in osteuropäi­

schen Ländern stoßen immer wieder auf 
das Nationale und zumeist sich selbst 
daran: Da sind einmal die nationalen 
Minderheiten in den einzelnen Ländern, 
deren Interessen sie berücksichtigen 
müssen, die jedoch vielfach denen von 
„Bevölkerungsmehrheiten“ widerspre­
chen und nicht selten aggressiv und na- 
tionalistisch artikuliert werden. Da 
sind ferner die Verfechter des Kapita­
lismus, die sich oftmals kosmopoliti­
scher, „internationalistischer“ Phrasen 
bedienen. So müssen Linke insbesonde­
re die zerstörerischen Konsequenzen 
aus den wirtschaftspolitischen Aufla­
gen von IWF und Weltbank für die Be­
völkerung in „ihren“ Ländern aufzei­
gen. Da sind die in ihrer Würde Ge­
kränkten, Haltlosen und sozial Verarm­
ten, die Orientierung im „Nationalen“ 
suchen, und da lauem die Wirkungen 
von c). Das aber betrifft reale bzw. mög­
liche Wählerinnen und Wähler sowie 
Potential für außerparlamentarischen 
Druck.

Und es zeigt sich erneut ein Dilemma: 
Einerseits müssen Linke um Einfluß 
ringen, um menschliche Existenzpro­
bleme lösen helfen zu können, anderer­
seits können sie in Regierungsverant-. 
wortung nur beschränkt linke Politik 
realisieren: Die ökonomischen Voraus­
setzungen für eine zur Marktwirtschaft 
alternativen Entwicklung sind nicht 
(mehr) vorhanden. Sofern sie auf innere 
Entwicklungstendenzen setzen, müssen 
sie an „Nationales“ appellieren. Sofern 
Linke auf äußere Hilfe setzen (müssen), 
partizipieren sie an der Ausbeutung der 
„Dritten Welt“. Sind die Volkswirt­
schaften und Versorgungsstrukturen 
zerstört, meinen sozialdemokratisch 
orientierte Janke häufig, für eine Mit­
gliedschaft des Landes in der EU und 
der Partei in der Sozialistischen Inter­
nationale eintreten zu müssen. Als Bei­
spiel dienen die Ungarische Sozialisti­
sche Partei, die Partei der Demokrati­
schen Linken in der Slowakei, die bul­
garische Sozialistische Partei und die 
Sozialdemokratie in der Republik Polen.

So oder so, auf dem Wege zur kapital­
dominierten Weltwirtschaft, zu der es 
scheinbar gegenwärtig keine reale Al­
ternative gibt, sind konsequent Linke 
vielfach in einem ähnlich komplizierten 
Gewissenskonflikt, wie ihn wirkliche 
Kommunistinnen und Kommunisten in 
marxistisch-leninistischen Parteien 
durchlebten.

Wer heute in Osteuropa konsequent 
links sein, originäre sozialistische Poli­
tik machen will, kann eigentlich nicht 
in einer einflußreichen Partei, sein. . 
Aber Vereinzelung bzw. Zirkel-Bildung 
mit edlen sozialistischen Ideen hilft 
auch nicht, gesellschaftlich wirksam zu 
werden, hier und heute Veränderungen 
zu beginnen. Vielmehr geht es darum, in 
bestehenden linken Parteien und eman­
zipatorischen Bewegungen sowie über 
deren Rahmen hinweg die Kommunika­
tion mit Gleichgesinnten zu organisie­
ren, an internationaler Vernetzung zu . 
arbeiten. Derartige Versuche gibt es mit 
der Alternativen Linken in Ungarn und 
dem Kongreß demokratischer Links­
kräfte in Rußland. Hier kooperieren 
Linke aus verschiedenen politischen 
Zusammenhängen. Im September 1994 
kamen in Budapest ca. 100 Linke aus. 
verschiedenen Ländern zusammen und 
schufen zur Qualifizierung ihrer Kom­
munikation das Computersystem IN- 
TERLEFT. All das soll nicht über-, vor 
allem aber auch nicht unterschätzt wer­
den. Wir haben kein Recht, Chancen für 
die Entwicklung einer europäischen 
Linksbewegung ungenutzt zu lassen.

Judith Dellheim ist Mitglied des Lan­
desvorstandes Berlin und des Bundes­
vorstandes der PDS. Ihr Artikel er­
schien bereits in den „Ost-West-Infor­
mationen“ 4/94 des Alternativ-soziali­
stischen Osteuropakomitees Graz.
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Faschistische 
Luftaggression 
gegen England
Zur Vorgeschichte des alliierten 
Luftkrieges gegen Deutschland

In der bürgerlichen Propaganda, die 
im Zusammenhang der Gedenktage 
den Untergang des faschistischen 
Deutschen Reichs zur Begründung neu­

er deutscher Großmachtpolitik zu ver­
arbeiten sucht, spielt der Luftkrieg der 
Alliierten eine große Rolle (siehe letzte 
Ausgabe). Speziell im Hinblick auf den 

..^Luftkrieg Großbritanniens, der mit 
dem Stichwort vom „Bomber Harris“ 
zur terroristischen Schlächterei erklärt 
wird, wird-die Prüfung von Begrün­
dung und Zielen stark erschwert. Dabei 
handelt es sich um eine grobe Ge­
schichtsfälschung, die Tatsachen und 
Voraussetzungen verschweigt und dar­
auf baut, daß das wirkliche Geschehen 
nur durch wachsende Anstrengung re­
konstruiert werden kann. Denn der 
Luftkrieg der Alliierten gegen Hitler- 
deutschland ist ohne die deutsche Luft­
aggression gegen Großbritannien nicht 
zu verstehen.

Die Lage im Frühsommer 1940
Der Verlauf des vom faschistischen 
Deutschen Reich entfesselten zweiten 
Weltkrieges ist bis zum Frühsommer 

? 1940 durch folgende Entwicklungen und
Ergebnisse charakterisiert:
— Die durch die faschistische Aggres­
sion bedrohten, Länder haben es nicht 
vermocht, ein Anti-Hitler-Bündnis zu 
schließen. In den bürgerlichen Demo­
kratien des Westens gab es Tbndenzen 
zur Kollaboration mit dem Faschismus, 
und auch die Mehrheit der nichtfaschi­
stischen Kräfte hat das volle Ausmaß 
des Unheils, das der Faschismus für die 
Menschheit bedeutete, erst erkannt, als 
sie selbst direkt damit konfrontiert wa­
ren. Letzteres gilt in gewissem Umfang 
auch für die Sowjetunion. Zwar konnte 
sie kaum zweifeln, daß sich der Haupt­
stoß der faschistischen Aggression nach 
Osten, gegen sie richten sollte; aber 
wenn sie sich auch am Vorabend des 
Krieges — vergeblich — um Beistands­
abkommen mit den westlichen Mächten 
bemühte, ließ sie sich doch von Mißtrau- 

- ,en und Angst vor einem Zusammenge­
hen Englands und Frankreichs mit 
Deutschland und Italien zu stark leiten.
— Bis zum Frühsommer 1940 hatte die 
deutsche Blitzkriegstrategie, deren Er­
folg politisch auf der Kollaborationsbe­
reitschaft von Tbilen der herrschenden 
Klassen in den überfallenen Ländern 
basierte, zur Niederwerfung und Beset­
zung von Polen, Norwegen, Dänemark, 
den Niederlanden, Belgien und Frank­
reich geführt. Die Streitkräfte, die 
Großbritannien zur Unterstützung der 
Abwehr des deutschen Vormarschs 
nach Kontinentaleuropa entsandt hat­
te, konnten über Dünkirchen gerade 

r ;noch der Vernichtung entkommen.
Mit der Errichtung des Vichy-Regi­

mes in Frankreich stand Großbritan­
nien im Abwehrkampf gegen den fa­
schistischen Aggressor militärisch al­
lein, wenn auch nicht ohne Freunde vor 
allem in den USA. Das Deutsche Reich 

war bestrebt, den Krieg im Westen „sö 
oder so“ — durch Friedensschluß mit 
oder militärischen Sieg über Großbri­
tannien — zu beenden, um sich ganz auf 
das Kriegsziel der Eroberung des 
Ostens zu konzentrieren. Churchill no­
tiert in seinen Memoiren: „Am 19. Juli 
(1940 — d. Verf.) hielt Hitler seine trium­
phierende Rede vor dem Reichstag, dar­
in er, nach der Voraussage, ich würde 
bald in Kanada Zuflucht suchen, sein 
sogenanntes Friedensangebot machte. 
Diese Geste wurde in den folgenden lä­
gen von diplomatischen Vorstellungen 
über Schweden, die Vereinigten Staa­
ten und den Vatikan begleitet.. Natür­
lich wäre Hitler froh gewesen, wenn er, 
nach der Unterwerfung ganz Europas 
unter seinen Willen, den Krieg dadurch 
hätte beenden können, daß England 
sich mit seinen Täten abfand. In Wahr­
heit war es kein Friedensangebot, son­
dern die Erklärung, daß Hitler bereit 
sei, Englands völlige Preisgabe alles 
dessen entgegenzunehmen, das zu be­
wahren es in den Krieg gezogen war.“
(1) Mit der kategorischen Ablehnung 
des „Friedensangebots“ stellte die bri­
tische Regierung klar, daß die herr­
schende Klasse Großbritanniens jedem 
Liebäugeln mit dem Faschismus ent­
sagte. Damit waren wichtige politische 
Voraussetzungen für die erfolgreiche 
Abwehr des faschistischen Angriffs auf 
die Insel geschaffen.

Die Gefahr der Invasion 
ist real
Die militärische Situation war für 
Großbritannien überaus bedrohlich.

Sein militärisches Gewicht beruhte 
über Jahrhunderte auf der überlegenen 
Seemacht des Landes. Die Überlegen­
heit zur See, die Großbritannien in vie­
len Kriegen vor der Invasion durch 
fremde Mächte geschützt hatte, war 
aber durch die wachsende Bedeutung 
der Luftwaffe relativiert. Bereits im 
Abwehrkampf der britischen Marine 
gegen die Besetzung Norwegens durch 
deutsche Truppen hatte man die Erfah­
rung machen müssen, wie gefährlich die 
Luftstreitkräfte der Marine werden 
können. (2) Obwohl also Großbritan­
nien die Seeherrschaft über den Kanal 
besaß, hingen Erfolg oder Mißerfolg der 
Abwehr des Invasionsversuchs davon 
ab, wer die Luftherrschaft eroberte.

Das war auch der faschistischen deut­
schen Führung klar. Bereits in den er­
sten Weisungen zur konkreten Planung 
der Invasion nannte sie die „Erlangung 
der Luftherrschaft“ als wichtigste Vor­
aussetzung, und zwar für die Sicherung 
des Aufmarsches der Transportflotte, 
für die Kanalüberquerung, die Lan­
dung an der englischen Südküste und 
die Aufrechterhaltung des Nachschubs 
für die Invasionstruppen. So sollte die 
eigentliche Invasion vorbereitet wer­
den durch die uneingeschränkte Luftof­
fensive. Sie begann Mitte August und 
sollte ihr Ziel, die Vernichtung der Ro­

In Anlehnung an die alte, aus der Gladiatorenzeit stammende Geste 
„Tod!** droht eine italienische Zeitung 1940 London Tod und Vernich­
tung an. Solche Plakate sollten den faschistischen Anhang von der Un­
besiegbarkeit der deutschen Luftwaffe überzeugen und davon, daß die 
Gegnerdes Faschismus der Vernichtung anheimfallen.

yal Air Force (RAF), innerhalb eines 
Monats erreichen. „Ich habe dem Füh­
rer gesagt“, wird Göring zitiert (3), „daß 
die britische Luftwaffe rechtzeitig für 
die am 15. September beginnende Ope­
ration Seelöwe, wenn deutsche Solda­
ten englischen Boden betreten werden, 
zerschlagen sein wird.“

Die Gefahr war groß, und tatsächlich 
geriet die Royal Air Force an den Rand 
einer Niederlage. Die deutsche Luft­
waffe besaß auf dem europäischen Kon­
tinent die vollständige Luftherrschaft; 
von der norwegischen Küste bis zur Bre­
tagne zog sich eine Kette von Stütz­
punkten, von denen die Luftwaffe Ziele 
in Großbritannien erreichen konnte. 
Zudem war die RAF, mehr als die zu­
mindest quantitativ überlegene Luft­
waffe, durch die Luftkämpfe über 
Frankreich und den Schutz der Evaku­
ierung des britischen Expeditionshee­
res stark geschwächt.

„Die deutsche Luftwaffe war zu jener 
Zeit, soweit es uns bekannt war — und 
wir waren gut informiert —, abgesehen 
von besonderen Konzentrationen, im 
ganzen genommen etwa dreimal so 
stark wie die unsere“, schrieb Chur­
chill. (1)

Die Zielsetzung der 
Luftaggression ändert sich
Oft wird die Behauptung vorgebracht, 
die britische Royal Air Force habe mit 
der Bombardierung deutscher Städte 
ins Reich zurückgetragen, was die 
Wehrmacht den Menschen der von ihr 
überfallenen Länder angetan habe. Das 
ist falsch und lenkt von der nicht nur 
allgemeinen, sondern ganz konkreten 
Verantwortung des Faschismus für das 
Verbrechen des Krieges und eben auch 
für die Leiden der Zivilbevölkerung in 
Deutschland ab. Die gravierenden Un­
terschiede zum Luftkrieg der Alliierten 

zeigt bereits das genaue Studium des 
deutschen Luftkriegs gegen England.

Zum ersten war der Angriff auf Groß­
britannien ein Akt der Aggression, Tbil 
der gewaltsamen Neuordnung Europas 
und des Versuchs Hitlerdeutschlands, 
die Vorherrschaft zu erringen, der 
Krieg der Anti-Hitler-Koalition in 
Deutschland dagegen Mittel der Gegen­
wehr und der Beseitigung der anhalten­
den Kriegsursache.

Zum anderen: Die strategische Bom­
bardierung britischer Städte, die sich 
noch in den letzten Kriegsmonaten im 
blindwütigen Einsatz der sog. V-Waffen 
fortsetzte, erfolgte hauptsächlich erst, 
als sich abzeichnete, daß die deutsche 
Luftwaffe die britische RAF nicht wür­
de ausschälten können.

In der ersten Phase der Luftschlacht 
um England griff die Luftwaffe die eng­
lischen Geleitzüge im Kanal und die 
südenglischen Häfen und Flugplätze 
der RAF an. Ziel war, die RAF in den 
Kampf zu verwickeln, zu erschöpfen 
und ihre Bodenorganisation zu schwä­
chen. Die sieggewohnte deutsche Luft­
waffe erlitt im Luftkampf mit der Roy­
al Air Force jedoch schwere Verluste 
und unerwartete Niederlagen. In einer 
zweiten Phase bis zum 6. September 
konzentrierte sich die deutsche Luft­
waffe auf die Flugplätze und Bodenan­
lagen der RAF im Süden und Südosten, 
v. a. im Raum London, und die britische 
Flugzeugindustrie. In dieser Phase er­
litt die RAF schwere Verluste an Ma­
schinen und Piloten. So verlor sie in die­
ser Phase mehr als 10 % der Jagdflug­
zeugführer. Auch die Beschädigung ih­
rer Infrastruktur erreichte so katastro­
phale Ausmaße, daß die Royal Air 
Force nahe daran war, die Lufherr- 
schäft über Südengland zu verlieren. (4)

Gleichwohl dämmerte der faschisti­
schen Führung auf, daß der für Mitte 
September vorgesehene Beginn der In­
vasion nicht mehr einhaltbar war. So
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änderte sie die Einsatzbefehle für die 
Luftwaffe, und ab sofort erfolgten auf 
Weisung Hitlers die Angriffe der Luft­
waffe bei Ihg und Nacht auf größere 
englische Städte. Aber auch in dieser 
dritten Phase waren kriegswichtige 
Anlagen und Transportwege noch die 
Hauptziele. Die massenhafte Bombar­
dierung englischer Städte zur Terrori­
sierung der Zivilbevölkerung, bei der 
erstmals systematisch Brandbomben 
eingesetzt wurden, setzte erst nach dem 
17.9.1940 ein, nachdem Hitler nach gro­
ßen Verlusten der Luftwaffe bei einem 
Angriff zwei Täge zuvor die Invasion 
auf unbestimmte Zeit verschoben hatte. 
Die Luftwaffe konnte die Luftherr­
schaft über England und den Kanal 
nicht gewinnen. Ihre wahllosen Bom­
bardements der Städte hatten nicht ein­
mal mehr militärischen Sinn, sondern 
vor allem nur noch den, die eigenen An­
hänger, die der militärische Mißerfolg 
zu demoralisieren begann, in den Thu- 
mel verbrecherischen Triumphs zu ver­
setzen und ihre Moral für die Fortset­
zung der Aggression, bald nun gegen die 
UdSSR, anzuheizen.

Das ist ein zweiter entscheidender 
Unterschied zur Bombardierung deut­
scher Städte durch die Alliierten.

Wichtige Erfahrungen
Mit dem Fehlschlag der Luftaggression 
und des Versuchs einer Invasion hat die 
faschistische Wehrmacht ihre erste ent­
scheidende Schlacht verloren. Bis zum 
Sieg über den Faschismus sollte noch 
ein langer Weg zurückzulegen sein. 
Aber dafür hatte die Welt wichtige Er­
fahrungen gesammelt. Der Blitzkrieg 
war gebrochen. Die Faszination, die der 
Faschismus durch die Verbindung von 
Modernität und Terror für viele hatte 
und die in hohem Maße den Nimbus der

3n einer Bodje über 
100 kniffe fflu^euge

In der Woche vom 5.—12. Juli wurden Ober 100 
Maschinen der Deutschen Luftwaffe von britischen 
Jagdflugzeugen vor England* Küste abgeschossen.

DEUTSCHES VOLK! 
DAS OKW BELÜGT DICH!

Das OKW vertuscht planmässig die Verluste der 
deutschen Luftwaffe. Deutsche Verluste werden 
durch sechs geteilt 1 Britische Verluste werden 

verdreifacht.

Verlangt öie BMröeif! 

deutschen Luftwaffe begründete, be­
gann zu schwinden.

Praktisch war klar geworden, daß die 
Befreiung des europäischen Kontinents 
vom Faschismus nicht möglich sein 
würde ohne die Luftherrschaft der An- 
ti-Hitler-Kräfte über See und Konti­
nent.

Ein wesentliches Moment für die wei­
tere Kriegsführung Großbritanniens 
und dann der Anti-Hitler-Koalition 
war, daß der Luftkrieg mit dem Schei­
tern der' Luftaggression gegen die Insel 
nicht beendet war, nicht beendet wer­
den konnte. Hätte Großbritannien 
nicht alle Anstrengungen unternom­
men, die Front im Luftkrieg auf den 
Kontinent und nach Deutschland zu 
verschieben, wäre es der Luftaggres­
sion mit allen furchtbaren Folgen für 
die Bevölkerung ausgesetzt geblieben.

Im weiteren wollen wir die Ziele un­

Die Royal Air Force entscheidet den Kampf um die Luftherrschaft für sich und trägt 
damit den entscheidenden Anteil an der Abwehr der Invasion. Die Flugzeugbesatzun­
gen leisten im Sommer 1940 gegen einen überlegen scheinenden Gegner Großes. — 
Bild: Die Besatzung eines britischen Bombers kehrt von einem Nachteinsatz über 
Deutschland zurück. In dieser Zeit beschränkt sich die britische Bomberflotte weitge­
hend darauf, Flugblätter über den deutschen Wohngebieten abzu werfen (Bild links).

tersuchen, die die Anti-Hitler-Koali­
tion bei ihrer Gegenwehr gegen die fa­
schistische Aggression verfolgte. Die 
bürgerlichen Geschichtsrevisionisten 
schreiben dem Kriegsziel der bedin­
gungslosen Kapitulation die Verant­
wortung für das Verbrechen des faschi­
stischen Staates zu, der nicht einmal 
dann kapitulierte, als die militärische 
Niederlage längst unumstößliche Tatsa­
che war. — (maf, scc) 
Quellenhinweise:
(1) Winston S. Churchill, Der zweite 
Weltkrieg, S. 378
(2) Liddell Hart, Geschichte des zweiten 
Weltkriegs, Bd. 1, S. 81 ff.
(3) Leonard Mosley, Die Luftschlacht 
um England
(4) Wolfgang Michalka (Hrsg.), Der 
Zweite Weltkrieg. Siehe insbesondere
S. 513ff, Klaus Maier, Die Luftschlacht 
über England.

Betr.: Urabstimmung des 
BWK in Nordrhein-Westfalen
Köln. Der Beschluß der BWK-Lan- 
desmitgliederversammlung NRW, 
in der Arbeitsgemeinschaft Bund 
Westdeutscher Kommunisten in der 
PDS Nordrhein-Westfalen aufzu­
gehen, wurde bei der Urabstim- ‘ 
mung des BWK in NRW mit großer 
Mehrheit bestätigt.

An dieser Urabstimmung, die am 
13. Februar endete, beteiligten sich 
93 Prozent der Mitglieder in Nord­
rhein-Westfalen.

Alle Stimmzettel waren gültig. 
Alle stimmten mit „Ja“.

Der Landesverband NRW des 
BWK ist damit aufgelöst.

. — (BWK-Bundesvorstand, Köln,
15. Februar 1995)

Das kleine Buch entstand in den 
Jahren 1992/93 in München. Kur­
dische Jugendliche griffen die Anre­
gung auf, in möglichst kompakter 
Form wichtige Momente kurdischer 
Geschichte deutschsprachigen Le­
serinnen und Lesern zugänglich zu 
machen. Mit den leicht verständlich 
und informativ geschriebenen Auf­
sätze schlagen die Jugendlichen 
eine Brücke zwischen der umfas­
send von Unterdrückung geprägten 
kurdischen Lebensituation zu ihren 
deutschsprachigen, eurozentrierten 
Mitmenschen. Komala Kurdistan 
e.V., der deutsche-kurdische 
Freundschaftsverein in München, 
unterstützte die Herausgabe. 
Kurdische Geschichte im Überblick.
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„Das Aufrührerische der Mittel“
Munch Werkschau in der Hamburger Kunsthalle

Das Museum ist voller „widerwär­
tiger deutscher Kunst“, schrieb 
der norwegische Maler Edvard 
Munch 1891 nach einem Besuch in,der 

Hamburger Kunsthalle: „Schmachten­
de Frauen — Schlachtengemälde mit 
sich aufbäumenden Pferden — und 
blanken Kanonenkugeln — du ekelst 
dich — angewidert bist du.“1 Mit einer 
Einzelausstellung tritt Edvard Munch 
1892 zum ersten Mal in Deutschland, in 
Berlin, auf. Die Ausstellung wird zum 
Skandal, nach nur einer Woche wieder 
geschlossen. Es sind weniger die Bild­
themen als vielmehr die Malweise (sie­
he Kasten) und künstlerische Auffas­
sung, die Publikum und Veranstalter 
als Provokation und Beleidigung der 
Kunst ansehen: „Fern aus dem Nord­
lande Christiana mußte der Maler Ed­
vard Munch .55 eingerahmte, mit Farbe 
übertünchte Leinwandstücke und 
Pappdeckel nach Berlin senden, um uns 
Berlinern zu beweisen, daß Malen und 
Zeichnen und ein Bild Ausführen eine 
veraltete, überflüssige Sache sei, daß 
maii im Gegenteil eine Leinwand nur zu 
beschmieren brauche und die edle Drei­
stigkeit haben müsse, diese noch nicht 
einmal Skizze zu nennenden Mach­
werke für Kunstwerke auszugeben.“2

Munch wird auf einen Schlag be­
kannt, Bezugspunkt der deutschen In­
tellektuellen und Orientierung der Ex­
pressionisten. Bemard S. Myers, ameri­
kanischer Kunsthistoriker, beschreibt 
die damalige Situation so: „Vielleicht 
das wichtigste Element in der gefühls­
geladenen Revolte der deutschen Intel­
lektuellen war die Auflehnung gegen 
den Autoritätsglauben. An die Stelle 
des wirklichkeitsfremden idealisti­
schen Romantizismus traten die aus­
druckstärkeren Äußerungen von 
Künstlern wie Munch, die in düsteren 

Bildern die Not des Menschen schilder­
ten, oder der soziale Realismus einer 
Käthe Kollwitz und schließlich, zu Be­
ginn des zwanzigsten Jahrhunderts, die 
alles Bisherige sprengende Auflehnung 
der Expressionisten.“ Und zur Erklä­
rung : „Die innere Erregtheit, in der sich 
der expressionistische Künstler mit der 
Welt auseinandersetzt, ist vor allem auf 
das Fehlen von echten Beziehungen zu 
Elternhaus, Schule oder Kirche zurück­
zuführen. Diese Kontaktschwierigkei­
ten entstanden durch die allzu strengen 
Forderungen von Familie und Gesell­
schaft, die starre hierarchische Rangfol­
ge im privaten wie im öffentlichen Le­
ben — durch Respekt also, den die Auto­
rität als solches erheischte ... In dem 
Maße, in dem er sich der herkömmli­
chen Autorität von Familie, Schule 
oder Kunstakademie entfremdet, fin­
det er Ersatz in der Identifizierung mit 
den Gewalten der Natur, des Unendli­
chen, des Überweltlichen ... Ebenso 
wie der moderne Mensch überhaupt in 
seinem Gefühl der Isolierung dazu 
neigt, die ihm unerträgliche Vereinsa­
mung einer gesellschaftlichen, wirt­
schaftlichen oder staatlichen Macht, die 
größer ist als er selbst und ihm Sicher­
heit bietet, anheimzugeben, so wandte 
sich der expressionistische Schriftstel­
ler oder Künstler auf seiner Flucht vor 
einer Gesellschaftsordnung, die viele 
Deutsche als nützlich und bequem emp­
fanden, etwas anderem zu, das deren 
Platz einnehmen sollte.“3

Munch hat sich dennoch nicht irgend­
wie „anheimgegeben“ und sich auch 
nicht „auf die Flucht“ begeben. Er hat 
stattdessen unter den geschilderten Be­
dingungen aus dem Bewußtsein einer 
Außenseiterposition heraus die Kraft 
zur produktiven Hoffnung gefunden: 
desillusioniert, aber selbstbewußt.

Der Schrei, Öl 
auf Pappe, 1893

Umgedreht hatte die stehende Rede 
von der Geisteskrankheit durch die Kri­
tiker, als Antwort auf seine Bildthemen 
über die Abgründe und Zwänge bürger­
licher Lebensgemeinschaften, seine 
Rückwirkung.

Die ausgestellten Werke in der Ham­
burger Kunsthalle, derzeit noch bis zum 
23. April 1995 in der Nationalgalerie 
Berlin zu sehen, zum größten Tbil wäh­
rend seines Aufenthaltes in Deutsch­
land geschaffen, lassen einen stark de­
pressiven Künstler vermuten. Munch 
erlitt auch 1908 einen Zusammenbruch 
und zog sich nach Norwegen zurück.

Was diese Ausstellung nicht zeigt, 
aber eine wichtige Phase nach seiner 
Krankheit ist: Seine Arbeiterbilder aus 
den Jahren 1910 bis 1930. Er zeichnet Ge­

legenheitsarbeiter, die um 1910 Vertre­
ter einer militanten Arbeiterbewegung 
in Norwegen waren. Es gibt verschiede­
ne Hinweise darauf, daß Munch sich 
diesen wurzellosen, umherwandemden 
Männern verwandt fühlte. So schrieb 
er: „Solange ich in diesem Land malte, 
habe ich jeden Fußbreit für meine 
Kunst mit geballter Faust erkämpft - 
ich habe auch auf meinem großen Arbei­
terbild als Hauptfigur einen Mann mit 
geballter Faust gemalt“ Munch begawa 
sich mit den Arbeitern zu identifizieren, 
daß die Arbeiter und er denselben 
Kampf gegen denselben Gegner führ­
ten, nämlich das Bürgertum.4 „Zur 
Kunst der Zukunft“ führte er aus: „Das 
Kleinformat mit seinem breiten Rah­
men ist doch eine für die Wohnstube be-

Die Trennung der Mittel vom Motiv
Einige Anmerkungen zu Gründen des Munch-Skandals

Nicht im Bildmotiv liegt das (An­
stoß erregende) aufrührerisch 
Neue, sondern in der Umformu­
lierung von Farbe und Leinwand zum 

Gegenstand, in den sich Persönliches 
ohne Umwege einschreibt: Der Bild­
körper als Auffänger des Innern. Die 
Autonomisierung der Mittel macht 
den Aufruhr... Es ist, als ob Munch in 
einem immer wieder neu einsetzenden 
Malfuror die Leinwand so bearbeitet 
hätte wie der Bildhauer sein Holz. Mit 
Palettmesser und Pinselstiel hat 
Munch die feuchte oder schon fast trok- 
kene Farbmaterie geschabt, geritzt, 
gekerbt, zerkratzt. Diese Kratzer, 
teils noch einmal übermalt, teils ste­
hengelassen, zerklüften die Oberflä­
chen und bestimmen das Erschei­
nungsbild: die aufgerissene (Bild-) 
Haut gehört einem plastischen (Bild-) 
Körper...

„Sie begreifen nicht“, schreibt 
Munch in einer Notiz von 1890 über sei­
ne Kritiker, „daß diese Bilder mit 
Ernsthaftigkeit gemalt sind — im Lei­
den — daß sie Ergebnis schlafloser 
Nächte sind — daß sie jemandes Blut 
gekostet haben—jemandes Nerven“.

Historisch ist diese Autonomisie­
rung der Mittel von allergrößter Be­
deutung. Zuerst und oberflächlich des­
halb, weil sich daraus die Trennung 

der Mittel vom Motiv entwickelt. Also 
die Ungegenständlichkeit. Sodann, im 
Kem,, deshalb, weil damit eine Posi­
tion (mit van Gogh vergleichbar und 
weit über Cezanne hinausweisend) ge­
setzt ist, nach der das noch Unbekann­
te über den Menschen nur formuliert 
und übermittelt werden kann, wenn 
im Vorgang der Motiventwicklung die 
Mittel erneuert werden, die Sprache 
aus dem Gesprochenen neu entsteht 
(was alsbald nach einer bildlichen Re­
flexion über den Charakter und die 
Fähigkeiten dieser Mittel, dieser 
Sprache verlangt).

Dieser historische Vorgang wirkt 
nicht nur auf die spätere Kunst, son­
dern auch auf das ihm folgende Nach­
denken über Kunst, über alte ebenso 
wie über neue Kunst. Denn nun stellt 
sich vollends heraus, daß moralische 
Überzeugungskraft und Kritik und 
Menschlichkeit überhaupt erst sicht­
bar gemacht werden können, wenn 
sich die malerische Formulierung er­
neuert. Nur solange Bildkonventio­
nen, weil sie abgenutzt sind, über Bord 
geworfen werden, findet sich der Aus­
druck für das noch Ungesagte.

An dieser Stelle hat der Konflikt mit 
dem Betrachter, gerade mit dem bür­
gerlich gebildeten Betrachter, seine 
Ursache — auch im Fall Munch. Denn 

die Sprache der Mittel ist ihrer Natur 
nach eine suchende, offene, im Begriff 
der Ästhetik: eine experimentelle. Sie 
schließt nicht zu und vertuscht nicht 
durch jene Kunstfertigkeit, die bür­
gerlichem Sicherheitsbedürfnis entge­
genkommt, sondern sie reißt auf. Un­
sicherheiten bekundend, erzeugt sie 
(willentlich) Unsicherheiten. Wer sie 
scheut, wehrt sie ab, im harmlosesten 
Fall mit „Geschrei und Gelächter“.

„D.as kranke Kind“ bildet eine Ge­
lenkstelle. Am konventionellen, ja 
modischen Motiv wird die radikale 
Umdeutung der Malmittel vollzogen. 
Fortan haben sie nicht bloß dienen­
den, sondern selbst einen mitteilenden 
Charakter, werden zum Mitträger des 
Inhalts.

Edvard Munch selbst hat später den 
exemplarischen Stellenwert des 
„Kranken Kindes“ betont: „Es ist 
vielleicht mein bedeutendstes Bild“. 
Und bei anderer Gelegenheit. „Es 
wurde zu einem Durchbruch in meiner 
Kunst — die meisten meiner späteren 
Werke verdanken diesem Bild ihre 
Entstehung.
aus: Uwe M. Schneede, „Edvard 
Munch — Das kranke Kind, Arbeit an 
der Erinnerung“, erschienen in der 
Reihe „kunststück“ im Fischer Ta­
schenbuch Verlag.

Arbeiter im Schnee, Lithographie, 1911

rechnete, bürgerliche Kunst. Sie ist ei­
gentlich eine Kunsthändlerkunst, die 
nach dem Bürgersieg der Französischen 
Revolution zur Macht gelangt ist. Jetzt 
ist die Zeit der Arbeiter da. Bald wird 
die Kunst jedermanns Eigentum sein 
und ihren Platz an den großen Wänden 
öffentlicher Gebäude haben.“2 — (rua)

Quellen:
1 „Munch und Deutschland“ Katalog 

zur Ausstellung S. 142
2 Vernissage 12/94, S.25/S.57
3 Bemard S. Myers, Die Malerei da 

Expressionismus, S. 11, Büchergildt 
Gutenberg, 1964

4E. Munch, Arbeiterbilder 1910-19& 
Katalog zur Ausstellung 1978, S. 66




